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Nr. 114.

Die Reichstagsſitzung vom Dienstag liegt hinter jedem,
der ſie erlebt hat, wie ein wüſter Tra um. Nachdem die
Beſchwichtigungshofräte der Mehrheit den Sonnabend- Kon
flikt am Montag im Hauptausſchuß beigelegt hatten, ſtand
für Dienstag das Barometer auf Schönwetter. Dem Reichs-
kanzler war eine Erklärung aufgeſetzt worden, die ſollte er
abgeben und dann würde, ſo verſprach man ihm, das Tadels-
votum abgelehnt und der Nachtragsetat angenommen wer-
den. Alles wäre alſo wie wir geſtehen, nicht zu unſrer
Freude glatt abgelaufen, wenn der

Unglücksmann auf dem Reichskanzlerſtuhl
nicht plötzlich die Luſt verſpürt hätte, ſich eine neue
Niederlage zu bereiten. Michaelis fing auf einmal mit
dem Sprecher der Unabhängigen, Dittmann, zu zanken an,
gab eine geſchraubte Erklärung ab, in der er die Unabhän-
gigen außerhalb einer undefinierbaren „Linie“ ſtellte und
erklärte, die Gründe für dieſes ziemlich unklare „Außer-
halbſtellen“ werde nachher der Marineſekretär v. Capelle
entwickeln. Die Spannung war aufs höchſte geſtiegen, als
Herr v. Capelle an den Rednertiſch trat. Capelle ging des
nähern auf eine Meuterei in Wilhelmshaven
ein, wegen der einige ſehr ſchwere Urteile, auch Todes-
urteile, gefällt und vollzogen worden waren, und
die Dittmann in ſeiner Rede erwähnt hatte, um ſich über
Hir. Härte der gefällten Urteile zu beklagen. Capelle be
hauptet nun ſchlankweg, Material in den Händen zu haben,
aus dem hervorginge, daß drei Mitglieder der Unabhän-
gigen Fraktion bei dieſer Meuterei die Hände mit im Spiele
gehabt hätten.

Jn der weitern Debatte ſtellte ſich heraus, daß den
Herren Michaelis und v. Capelle zu ihrem

ganz offenbar verabredeten Vorgehen

feinerleibeweiskräftiges Material zur Ver-
fügung ſtand. Nichts iſt bewieſen, als daß die wegen
Meuterei verurteilten Matroſen in Beziehungen zu den ge
nannten drei Abgeordneten geſtanden und von ihnen irgend-
welches politiſches Aufklärungsmaterial erhalten hatten.
Wer die Gepflogenheiten des politiſchen Lebens einiger-
maßen kennt, weiß, daß es leicht fertig und gewiſſenlos
iſt, auf Grund eines ſolchen „Materials“ eine Anklage zu
konſtruieren. Jeder Abgeordnete, jeder Redakteur ſpricht
täglich mit Dutzenden von Perſonen, er hört ihre Klagen
an, berät ſie und gibt ihnen auf ihren Wunſch dieſe oder jene
gedruckten Materialien. Wenn dann aus dieſem zahlreichen
Perſonenkreis einzelne Handlungen begehen, die mit dem
Strafgeſetz nicht vereinbar ſind, ſo iſt noch lange nicht be-
wieſen, daß die beratenden Politiker die intellektuellen Ur-
heber jener rechtswidrigen Handlungen geweſen wären.

Die Regierung hat ſich aber nicht nur dem Vorwurf
ausgeſetzt, leichtfertig unbewieſene Behauptungen gegen ein-
zelne Abgeordnete in die Oeffentlichkeit geſchleudert und auf
Grund dieſer Behauptungen eine ganze Partei in Acht und
Bann getan zu haben. Jhr ganzes Vorgehen iſt ſo unglaub-
lich ungeſchickt,

ſo vollkommen unſinnig,

daß die Verwicklungen, die ſich aus ihm ergeben
müſſen, ganz unabſehbar ſind. Lag gegen die drei
Abgeordneten der Verdacht des Landesverrats vor, ſo war
dieſe Angelegenheit auf den richtigen Rechtsweg zu
leiten, und die Regierung hatte die vollſte Unparteilichkeit
zu bewahren. Erſt mußte der Reichsanwalt in Leipzig das
Material prüfen, ob es zur Erhebung einer Anklage aus-
reichte, dann mußte. er, wenn dies der Fall war, beim Reichs
tag um die Ermächtigung zur Strafverfolgung anſuchen,
wurde die Ermächtigung erteilt, dann hatte das Reichsgericht
zu urteilen, und erſt wenn das unbeſtechliche, von der Ver-
waltung unbeeinflußte Rechtsverfahren die Schuld der An-
geklagten ergeben hatte, erſt dann konnte die Regierung aus
dem gefällten Urteil auch ihre politiſchen Folgerungen
ziehen. Solange das Urteil nicht gefällt und nicht rechts-
kräftig geworden war, mußte das Rechtsverfahren von
jedem politiſchen Parteiſtreit unberührt bleiben.

Der Reichsanwalt hat nicht geklagt, der Reichstag hat
die Ermächtigung zur Strafverfolgung nicht erteilt, es hat
keinen Prozeß gegeben, und es iſt kein Urteil gefällt worden.
Aber die Regierung ſtellt ſich vor aller Welt hin und ſetzt
ihre ganze Autorität dafür ein, daß die noch gar nicht an
geklagten Abgeordneten ſchuldig ſind.

Was iſt die Folge davon? Die Folge davon iſt, daß

ein 4unbeeinflußtes Rechtsverfahren überhaupt unmöglich

geworden iſt, wenigſtens ſo lange, als dieſe Regierung an
Ruder iſt. Wer alſo will, daß die von Herrn Michaelis
erhobenen Beſchuldigungen auf dem geordneten Rechtsweg
geleitet werden, der muß zunächſt verlangen, daß dieſe Re-
gierung verſchwindet.

Daß dieſe Regierung verſchwindet, muß aber nicht bloß
aus dieſem einen Grund verlangt werden. Denn, wenn
man vom Juriſtiſchen und Moraliſchen abſieht, ein kläg-
licheres Verſagen einer Regierung als das Verſagen
dieſer Regierung iſt noch nicht erlebt worden. Als Michaelis
ſeine zweite Rede, ſeine Entſchuldigungsrede, beendet hatte,
herrſchte

im ganzen Hauſe Todes ſchweigen.

Und hätte man alle Abgeordneten ohne Unterſchied der
Partei auf Ehre und Gewiſſen gefragt, ob ſie dieſen
Michaetis als Reichskanzler noch für möglich hielten, ſo
hätten ſie alle geſagt: Nein!

Nach ſiebenſtündiger Sitzung ging der Reichstag noch
zur auswärtigen Politik über. Nach einer guten
Rede des Zentrumsabgeordneten Fehrenbach ſprach Staats-
ſekretär Kühlmann, der in ſeiner unbureaufratiſchen,
weltgewandten Art und mit rühmlicher Klarheit feſtſtellte,
daß ſo ziemlich däs einzige griedenshindernis
noch der franzöſiſche Elſaß Wahn iſt. So oft man Kihl-
manns Reden hört oder lieſt, fragt man ſich verwundert,
warum dieſer Mann nicht Reichskanzler iſt, und man
findet keine Antwort, wie man ja in Deutſchland noch immer
auf manche Fragen keine Antwort findet.

Wir laſſen hier den ausführlichen Bericht über die
aufſehenerregenden Verhandlungen

Kleine Aufragen.
Abg. Albrecht (Unabh. Soz.) bemerkt, daß in den Werkſtätten

des Bekleidungsamts in Magdeburg die eingezogenen Haudwerker
mit der Herſtellung von Friedensuniformen beſchäftigt werden.
und fragt, was der Reichskanzler tun will, um die nicht zu Kriegs-
zwecken gebrauchten Handwerker vom Militärdienſt zu befreien.

Generalmajor von Oven: Nur während dreier Monate ſind
im ganzen 2560 Friedenszuſchnitte aufgearbeitet worden, um Platz zu
ſchaffen und weil die Kriegszuſchnitte nur langſam eingingen. Jetzt
hat dieſer Zuſtand längſt aufgehört, entlaſſen können wir von den Be
kleidungsämtern niemand, wir brauchen die Arbeiter dort dringend.

Abg. Waldſtein (Vp.) fragt nach dem Schickſal der bei der
Beſetzung Taboras von den belgiſchen Truppen völkerrechtswidrig ge-
fangengenommenen Zivilbevölkerung, die nach Frankreich übergeführt
und dort in Konzentrationslagern feſtgehalten wird.

Miniſterialdirektor Kriege: Auf der Reiſe von Afrika war
dieſe Bevölkerung infolge der brutalen Willkür der belgiſchen Behörden
ſchweren Drangſalen ausgeſetzt. Sobald die deutſche Regierung Nach-
richt hiervon bekam, forderte ſie die ſofortige Freilaſſung der Ge
fangenen und drohte an, daß eine Reihe angeſehener, im belgiſchen
Kolonialdienſt ſtehender Perſönlichkeiten aus den beſetzten Gebieten
nach Deutſchland gebracht werden würde. Da die Antwort der
belgiſchen Regierung nicht genügte, iſt das auch geſchehen. Darauf trat
die belgiſche Regierung in neue Verhandlungen unter Mitwirkung des
Königs von Spanien ein. Sollten ſie nicht zum Ziele führen, ſo
würden wir vor weiteren Vergeltungsmaßnahmen nicht zurückſchrecken.
Inzwiſchen hat die deutſche Regierung alles getan, um das Los der
Gefaugenen erträglicher zu geſtalten.

Abg. Mumm (Dt. Fr.) wünſcht eine ſchlennigere Verteilung des
Einmachezuckers und Beſſerung der Zuckerverſorgung.

Unterſtaatsſekretär Freih. v. Vraun Es trifft nicht zu, daß
Zucker zurückgehalten wird. Für die Weinbereitung wird Zucker auch
nur in ſehr geringen Mengen hergegeben.

Abg. Dittmann (Unabh. Soz.) führt eine Reihe von Fällen
unberechtigter Reklamiernngen ſeitens der Direktion eines
Stahlwerks an und wünſcht die Verhinderung ſolche Mißbrauchs.

Generannajor Marquardt Die angegebenen Vorgänge waren
bisher nicht hekaunt, Ermittlungen ſind eingeleitet. Sollten Mißſtände
der bezeichneten Art feſtgeſtellt werden, ſo werden Maßnahmen zu ihrer
Beſeitigung getroffen werden.

Der Reichskanzler vetritt den Saal.
Die Erörterung über die

Jnterpellation der Sozialdemokraten
betreffend die vehördliche Unterſtützung der alldentſchen Pro-
paganda wird fortgeſetzt.

Abg. Dittmann (Unabh. Soz.): Durch die Verhandlungen im
Ausſchuß iſt unſer Urteil über das Verhalten der Regierung in keiner
Weiſe geändert: vielmehr ſind wir darin beſtärkt worden, daß eine
weitgehende Propaganda durch die Vorgeſetzten im Heere betrieben
worden iſt, und daß darin auch nichts geändert werden wird. Was
General v. Stein und Dr. Helfferich am Sonnabend hier geſagt haben,
kann nicht etwa ein falſcher Zungenſchlag geweſen ſein, ſondern ent
ſpricht tatſächlich der Auffaſſung der Reichsregierung, und deshalb wird
auch die geſtrige Beſchwichtigungsrede des Reichskanzlers im Ausland
nur den Schein der Unanfrichtio keit Zweidentigkeit. Unehr-
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Michaelis' Schiffbruch.
lichkeit und Falſchheit erwecken. (Zuſt. b. d. Unabh. Soz. Un
ruhe b. d. bürgerl. Part. Präſ. Dr. Kaempf ruft den Redner zur
Ordnung.) Auch im Jnland werden durch die Rede des Reichskanzlers
Empfindungen ausgelöſt, die das Vertrauen des Volkes nicht ſteigern
werden. (Sehr richtig! b. d. Unabh. Soz.) Wer einen Verſtändigungs-
frieden will, muß verlangen, daß mit einem hörbaren Ruck von
der alldeutſchen Propaganda abgerückt werde. Jndem die Mehrheit
das nicht tut, täuſcht ſie ſowohl die Freunde eines Verſtändigungs-
friedens als auch die Kriegshetzer in unehrlicher Weiſe. (Unruhe b. d.
bürgerl. Part. Präſ. Dr. Kaempf ruft den Reoner von neuem zur
Ordnung.) Der Reichstanzler iſt nicht von der Propaganda abge
rückt, die

im Heere gegen den Verfſtändigungsfrieden
getrieben wird, und zwar nicht von untergeordneten Stellen, ſondern
von den höchſten Kommandoſtellen. Die verleiſene:
Anweiſungen, die von harmloſen Naturen für unbedenklich gehalten
werden, gehen nur bis zu den Diviſionen herunter, die Ausführung
liegt bei den unteren Offizieren, die in alldeutſchen Empfindungen auf-
gewachſen ſind. Der Redner führte eine große Reihe von Beiſpielen
für die alldeutſche Provaganda in der Armee an. Und dabei wünſchen
99 Prozent aller Frontſoldaten einen Verſtündigungsfrieden. (Lebh.
Zuſtimmung bei den Unabtz. Soz.)

Während die Verbreitung der alldeutſchen Organe in der Armee
gefördert wird, werden unſre Organe unterdrückt, die
ſozialdemokratiſche Geſinnung tm Heer und vor allem in der Marine
wird beſtraft. (Hört. hört! bei den Unabh. Soz.) Langfährige Ge
füngnis- und Zuchthausſtrafen ſind verhängt worden lediglich wegen
ſozialdemokratiſcher Geſinnung, lediglich wegen der Werbung von Mit
gliedern für die Unabhängige Sozialdemokratie. (Erneutes Hört, hört!
links.) Jch frage den. Reichskanzler ob es wahr iſt, daß

annähernd 200 Jahre Zuchthans
deshalb verhängd ſind und daß ſogar Todesurteile gefällt und
Soldaten erſchoſſen worden ſind, wegen ihrer ſogzialdentolra
tiſchen Geſinnung. (Lebh. Hört, hört b. d. Soz. u. Unabh. Soz.) Selbst
verſländlich hängen die Leute nur um ſo mehr an ihren verbotenen
Organen, durch noch ſo ſchlimme Gewaltmaßregeln reißt man ihnen
die politiſche Geſinnung nicht aus dem Herzen; auch nicht durch die
Achtgroſchen-Jungen, die jeht in der Armee wieder ihr Weſen
treiben. Das Lockſpitzeltum als Einrichtung der deutſchen Armeo!
Höber geht's wohl nicht mehr. Das gleiche Recht, das wir haben,
wird illuſtriert durch eine kricgsminiſterielle Verfügung, daß die
Generalkommandos

alle Pazifiſtenverſammlungen verbieten
ſollen. (Hört, hört!) Die Verſammlungen der Vaterlandspartei werden
behördlich unterſtützt, uns Unabbängigen Sozialdemokraten iſt es über-
haupt kaum noch möglich, eine Verſammlung abzuhalten die Alldeutſchen
dagegen fühlen ſich vollkommen als Herren der Situation. Sie ſind
ja auch die wahren Machthaber. Unter Bethmann Hollweg war wenig
ſtens noch eine Strömung dagegen in der Regierung bemerkbar, unter
Michaelis toben ſie ſich hemmungslos aus. Das iſt der Fortſchrit:
und die Neuorientierung. (Sehr wahr! b. d. Unabh. Soz.) Die Re
gierung iſt die Gefangene der Alldeutſchen und der Militärs, ſie würde
ſofort beſeitigt werden, wenn ſie dagegen aufträte. Oder iſt Bethmann
Hollweg etwa nicht von den Alldentſchen und den Militärs geſtürzt
worden Der Militarismus iſt ja der Nährboden der alldentſchen Be
wegung und ſoweit eine Schuld am Kriegsausbruch auf deutſcher Seite
liegt, kommt ſie auf das Konto der Alldeutſchen. (Präſ. Dr. Kaempf
Sie dürfen nicht ſagen, daß die Schuld am Kriegsausbruch auf deutſcher
Seite liegt!)

Von dieſen nationaliſtiſchen Geiſte haben ſich alle Parteien mit-
reißen laſſen und dadurch den Alldeutſchen Vorſchub geleiſtet. Auch
die ſozialdemokratiſche Mehrheit iſt lange Zeit den Jrrweg gegangen.
daß die Grundlage des Friedens nur der Sieg ſein könne. Nur wir
Unabhängigen Sozialdemokraten ſind von Anfang an für den Ver
ſtändigungsfrieden eingetreten. Den Kampf gegen die Alldeutſchen
kann man nur führen, wenn man Front macht gegen dieſe

Regierung von Gnaden der Alldeutſchen.
(Sehr richtig! bei. den Unabh. Soz.) Wer glaubt, mit dieſer Regierung
gegen die Alldeutſchen kämpfen zu können, täuſcht ſich und andre
Darum fort mit jeder Vertuſchungspolitik. Stimmen Sie deshalb
unſerm Mißtrauensvotum zu und nehmen Sie den Kampf gegen dieſe
Regierung auf allen Gebieten auf. Wer ſich einſchläfern will, mag
ſich durch die geſtrigen Reden des Reichskanzlers beruhigen laſſen.
Aber die Stunde iſt zu ernſt für Selbſttäuſchung. Es gilt rückſichtsloſen
Kampf für den Frieden und für die Demofratie und deshalb auch
Kampf gegen die deutſche Reichsregierung. (Lebhafter Beifall bei den
Unabh. Soz.).

Präſident Dr. Kaempf Sie haben vorhin das Lockſpitzeltum
eine offizielle Einrichtung der deutſchen Armee genaunt, dafür rufe ich
Sie nachträglich zur Ordnung.

Reichskanzler Hr. Michaelis
Der Abg. Dittmann iſt der ketzte. dem ich das Recht zugeſtehe, über

Agitationen im Heer und in der Marine zu ſprechen. Der Staals-
ſeireiär des Reichsmarineanits wird nachher auf ſerne Anfragen ant-
worten und Mitteilungen machen, die die volie Begründung meiner
Worte darbieten. Als ich von meiner Objektivität gegenüber
allen Parteien und Richtungen ſprach, machte ich den Zuſatz
„Sofern ſie nicht den Beſtand des Reiches und Staates ge
führdende Ziele verfolgen“. Die Partei der Unabhäugigen
Sozialdemokraten ſteht für mich jenſeits dieſer Linie Große
Erregung bei den Unabh. Soz., lebhafte Bravorufe rechts, erneute
ſtürmiſche Zurufe bei den Unabh. Soz, Abg. Geyer (Unabh. Soz.)
ruft: „Jetzt wiſſen wir, wer Sie ſind Der Kriegsminiſter und ich
haben geſtern im Ausſchuß auseinandergeſetzt, in welcher Weiſe die Auf
lärungsarbeit im Heere betrieben wird. Daß Aufklärung für die Soldaten
unvedingr erforderlich iſt, daß eine geiſtige, eine ſittliche Fürſorge für
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die Soldaten im J de ein dringendes Bedürfnis iſt, unterjchreiben
alle, die die Verhältniſſe draußen kennen. Auch die Soldaten ſelbſt

u u 5 Werkennen das dankbar an. Der ganze Anftlärungsdienſt iſt einheitlich
aufreicht. (Sehr wahr!) Da
eit ſchleudert Graf Revenklow

der ſehr ſtag ins P
Wort vor Hun
nicht wen alshaben bei der Me

fen, Haß das
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Jn bezug auf die Beamten, denen unzuläſſige Propaganda
zugunſten der Vaterlandspartei vorgeworfen J habe ich die
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allgemeinen Grundſätze auseinandergef das Rech
politiſcher Geſinnungsfreiheit. Sie jeder Parkei
beirreten unter der Voransfetzung, daß ſie keine Beſtrebungen
die den Beſtand des Deutſchen Reiches und Preußens gefährden.
Eine Beeinfluſſung ſeitens eines Vorzeſetzten gegen nachgevrdnete
Beamte, um ſie zum Anſchluß an eine beſtimmte zu vera
iſt unbedingt unerlandt. Dieſe Beſtimmungen gelten für alle

Wenn wir dieſe Ziele innehalten, werden wir ſelbſtverſtändlich
auf einen gangbaren Weg des beiderſeitigen Wirkens kommen. wenn

dieſer Kundgebung gerechter würden. (Zuſtimmung) Wir müſſen die
Ziele in der Kundgebung in ihrem poſitiven Sinne verſtehen, in ihrer
kraftvollen Seite, wir müſſen uns klar machen, was darin T
iſt und unterſtreichen, was dort geſagt iſt. Das de
wie ein Mann zuſ unerſchütterlich ausharren und ümpfenbis ſein und ſeiner Ve 23 S

Recht anf Leben und Entwl ggeſichert iſt. Kn ſeiner Einigkeit ſt das Deutſche Reich i. t ung S rm
windlich. Mit Zuſtunmung des Reichstags habe ich am 19. Juli
Ziele ſo umſchreben: Wir müſſen die Lebens bedingungen des Deutſchen
Reiches auf dem Kontinent und Ueberſee garantieren, wir müſſen es
davor ſichern, daß ſich der Bund unſrer Gegner nicht zu einem wirt
ſchaftlichem Trutzbunde auswächſt. Wir warten ab, wir können warten
die Zeit läuft für uns. Bis die Feinde einſechen, daß ſie dieſe Forde
rungen zurückſtellen müſſen, ſo lange müſſen die Kanonen und die
U-Boote ihre Arbeit tun. (Beifall.) Und unſer Friede wird doch
kommen. (Stürm. Brifall.)

Staatsſekretär v. Capelle:
Jch, muß Jhnen die traurige Tatſache mitteilen, daß die

ruſſiſche Revolution auch einigen wenigen Leuten an
Bord unſrer Flotie die Köpfe verwirre und revolutionäre
Ideen in ihnen großgezogen hat. Der wahnwitzige Plan dieſer
wenigen Leute ging dahin, auf allen Schiffen Vertrauens
männer zu werben, um die ganze Mannſchaft zur Gehor-
ſamsverweigerung zu verleiten (lebb. Hört, hört!), und
um auf dieſe Weiſe eventuell unter Anwendung von Gewalt die
Flotte lahmzulegen und den Frieden zu erzwingen. (Pfuirufe
rechte Es iſt Tatſache, daß dieſe Leute

Beziehungen zu den Unabhängigen Sozialdemokraten
gehab. haben. (Stürm. Rufe: Hört, bört! Pfuirufe. Zurufe
d. d. Ungöb. Soz.: Beweiſe! Es ſtebt attenmäßig feſt, daß der
Hauptagitator hier im Reichstag im Fraktionszim mer der
Unabhängigen Sozialdemokraten den Abgg. Dittmann, Hagſe und
Vogtherr ſeine Pläne vorgetragen und auch Billigung gefunden
tat. (Empörte Rufe rechts: Raus! Prui! zuruf b. d. Ungb-
hängigen Soz.: Aufgelegter Schwindel!) Die Abgeordneten haben
ihn auf das Gefährliche ſeines Vorgehens hingewieſen und
zur größten Vorſicht gemahnt, aber ihre volle Unterſtützung
durch Uebermittlung von Agitationsmaterial zur Aufreizung der
Flotte zugeſagt. (Erneute Pfuirufe rechts. Meine erſte Pflicht
gr, das Lindringen des verſprochenen Agngtionsmaterials der
Ungbh. So in die Flotte möglichſt unmöglich zu machen. (Bravo!
rechts. Jch habe daher die zuſtändigen Kommandobehörden er-
jucht, die Verbreitung dieſes Agitationsmaterials in der Flotte
nrit allen Mitteln zu verbindern. (Bravo! rechts.) Neber die
weitern Vorgänge in der Flotte kann ich mich hier nicht
auslaſſen. Einige wenige ehr- und pflichtvergeſſene Leute haben
fich ſchwer vergangen und ſind der verdienten Strafe zugeführt
worden. Die umlaufenden Gerüchte ſind jedenfalls maßlos über
trieben. Die Schlagfertigkeit der Flotte iſt auch nicht einen Mo
ment in Frage geftellt worden, und ſo ſoll es auch bleiben. (Leob
daftes Bravo! rechts.)

Abg. Dr. David (Soz.):
Es fällt mir ſchwer, zu glauben, daß die außerordentlich

ſchwere Anklage, die der Staatsſekretär gegen Mitglieder dieſes
Hauſes vorgetragen hat, in dem Sinne kegründet wäre, wie es
der Staatsſekrekär anzunehmen ſcheint. Zum mindeſten muß
man die Angeklagten kören und vorher größte Zurückhaltung üben.
Der Reichskanzler bat erklärt, er betrachte die Unabhängige ſo-
zialdemokratiſche Partei als jenſeits der Grenze der Parität in
ſeinem Sinne ſtehend. Er war wobl dabei beeinflußt durch das,
was wir eben gekört haben. Wir müſſen aber für jede Partei,
wie für die Geſamtheit aller Stact:sbürger, volle ſt g at s bürger-
liche Gleichberechtigung auch in der Behandlung ſeitens der Be
hörden verlangen. (Bravol) Sind Handlungen nachweisbar, die
gegen die Geſetze des Stacgtes verſtogen, ſo fallen die, die ſie be-
gangen haben, ſelbſtverſtändlich unter dieſe Geſee. Davon iſt
keine Partei gu?zgenommen. (Sehr richtig!) Aber im Rahmen
der allgemeinen Geſetze haben die Angebörigen aller Parteien
das Recht der gleichen Bewegungsfreibeit. (Sehr richtig!) Daß
eine

Politik der Ausnahmebehandlung,
der Ausnahmegeſetze, keine gute und kluge Politit iſt, hat der
größte Vorgänger des Reichskanzlers, Fürſt Bismarck, gegenüber
der deutſchen Sozialdemokratie und dem Zentrum erfahren. Bei-
den Parteien iſt dieſe Ausnahmepolitit nicht ſchlecht bekommen.
Auf jeden Fall iſt ſie prinzipiell zu ver werfen und
außerdem politiſch unklug.

Gegenſiber dem Appell des Abg. Dittmann an meine Par
tei bemerke ich, daß wir ſeiner Rarſchläge nicht bedürfen. Wir
ſind uberzeugt, daß unſre Politik die richtige war im Jntereſſe
des Volkes und ſpeziell im Intereſſe der deutſchen Arbeiterſchaft
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Es gibt Kriegsnotwendigkeiten, die Gel
tung behalten münſen, ſolange uns die Gegner den Frieden ver
wehren. (Sebr richtig! Die nächſten Reichstagswahlen werden
beweiſen, daß die breite Maſſe der Arbeiterſchaft Verſtändnis für
unſre Politik hat. (Zuruf b. d. Ungbh. Soz.: Abwarten!) Wenn
Dittmann uns vorwarf, wir hätten verſäumt, egen die Alldent-
ſchen Front zu machen, ſo ſind wir ſtets aufs ſchärfſte dem ent
gegengetreten, daß der alldeutſchen Propaganda von irgendwelchen
ſehörden Vorſchub geleiſtet wird. Das Agitieren können

wir natürlich den Alldeutſchen nicht verbieten, dazu haben
wir kein Recht.

Die Debatte über die Vaterlandspartei hat tiefe Gegenſätze
aufgeriſſen. Die Verantwortung dafür trifft die Alldeutſchen,
insbeſondere die Vaterlandspartei. (Sehr wahrl) Die WMethode
ihrer Propaganda wird wieder grell beleuchtet durch die Art, wre
die „Dentſche Tageszeitung“ über unſre Sonnabend- Sitzung be
richtet. Da ſchreibt der bekannte C. R.: „Die Behandlung der
Jnterpellation durch die Vertreter der Hungerfriedensmehrbeit
faten kurz und treffend bezeichnet werden als eine Demonſtration
egen die Wahrheit und ihre Vertedigung.“ (Hört, hört! bei denSo Dasſelbe Blatt unterſchlägt ſeinen VLeſern einmal

die ganze Rede des Abg. Hage und außerdem den Teil der Rede
des Abg. Landsberg, der die Fülle von Anklagematerial nihielt,
vollſtändig. Trotzdem bat es die Stirn zu behaupten, die Inter
pellation war eine Demonſtration gegen die Wahrhe (Hört,

ab beehee Wünne thn

ca hat

wenn er Aehnliches noch einmal eng (Hört, hört!), und die Ver
breitung meines Artikels in der Provinz wurde überhaupt unker-
ſagt. Es iſt zweifellos, daß die Deutſche Vaterlandspartei begrün
det iſt als Rahmenorganifation für fommenden wahl-

wollen Teutſchland frei wiſſen,
e Jnnn. (Lebh. Beif. b. d. h
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Tiefen des Volkes. Das ſieht man ſchon aus den Namen der
Gründer Herzog Johann Albrecht von Mecklenburg uſw. (Sehr
gut! b. d. Soz.) Nein. es iſt die

ausgeſprochene Partei der obern Zehntauſend,
und ſie verfügt über den großen Einfluß, den dieſe Kreiſe durch
ihre verwandtſchaftlichen und ſonſtigen Beziehungen haben.
(Sehr richtigt links.) Dieſe obern Zehntauſend gehören zu den
Leuten, die unter dem Kriege am wenigſten leiden und am meiſten
Angſt haben vor Reformen im Jnnern. Während draußen das
Blut der Angehörigen aller Parteien ſich miſcht im Kampfe für
die Verteidigung des gemeinſamen Landes, haben dieſe Leute die
Stirn, ſich als die einzig wahren Deutſchen und die Millionen,
die nicht ſo wollen wie ſie, als Landesverräter zu begzeichnen.
Hört, hört!)) Und eine ſolche Partei wird von den Behörden ge-Irdert: Seit geſtern abend haben wir darüber neues wichtiges
Material dekommen. Jn einem Vortrag, den ein Oberſt von
Berger vom Chef des Generalſtabs Etappeninſpektion 5 zur
Jnſtruktion für Offiziere, die dieſen Aufklärungsdienſt im Heere
leiſten ſollen, gehalten hat, heißt es äußerſt bezeichnend: „Bis
her beſtand der Grundſatz, keine Politik ins Heer tragen
Hört, hört! b. d. Sogz.), beute aber ſind Heer und Volk kongruente
Begriffe geworden; die Gelegenheit, auf das Volk und Heer
zu wirken, wird nie wieder in dem Maße kommen, wie ſieheute gegeben iſt. (Hört, hört! b. d. Soz.) Die Not der Zeit for

dert, daß ſie gusgenutzt wird.“ (Hört, hört! b. d. Soz.) Eine
Diskuſſion nach den Vorträgen ſoll nach dieſer Jnſtruktion abſolut
ausgeſchloſſen ſein. Hört, hört!) „Einmal“, ſagt Herr v. Ber-
ger, „widerſpricht das zu ſehr der militäriſchen Diſziplin, undbann werden die wenigſten Aufklärungsoffiziere fo geübt ſein,

daß ſie die nötige Schlagfertigleit haben (Heiterk. u. Hört,
bört! b. d. Sogz.) Gegenüber der Behauptung des Reichskangzlers,
daß über Kriegsziele bei den Vorträgen nicht geſprochen werden
ſoll, ſtelle ſich feſt, daß Herr v. Berger in feinem Vorkrag u. g. ſägt:
„Man muß dem gewöhnlichen Wanne KHarmachen: Wenn fich
mal nach einem deutſchen Frieden 'unfre Feinde erbolt haben und
es gelüſtet ſie, einen erneuten Erdroſſelungsverſuch zu unter
nehmen, ſo darf der deutſche Arm und das deutſche Schwert nicht
wieder gelähmt werden, wie es 1914 durch Belgiens Spgraphiſch
Lage und Feindſchaft geſchah.“ Hört, bört! b. d. Soz.) Diefe
Rede hat Oberſt v. Berger

im Auftrag der Oberſten Heeresleitung
gehalten. Der Redner trägt weiter eine Reihe von Einzelfällen
vor, als Betveis dafür, daß alldeutſche Politik im Heere tatſäch-
lich betrieben wird. Ein höherer Offizier hat zu ſeinen Soldaten
von der Reichstagsmehrheit als Lumven gefvprockund geſagt: „Jch ſtehe nicht an, dieſe Bande für Geſindel
und Landesverräter zu erklären; ſie gehören vor ein

W 7 ſtandrechtlich erſchießen ſoll man ſie. (Hört, hört!)
Wer das Wort Frieden ausſpricht, iſt ein Schuft, ich habe in meiner
Familie verboten, daß das Wort gebraucht wird.“ Als in einem
Regiment die Aufforderung zum Beitrikt zur Vaterlands-
partei ſebr wenig befolgt wurde, ließ der Hauptmann die
Leute antreten und jeden einzelnen nach dem Grunde
fragen, warum er nicht beitreten wolle. Die Mehrzahl hat dann
aus Angſt unterzeichnet. (Hört, bört!) Was muß ein ſolches
Vorgehen für Folgen im Heere haben! Glauben Sie, daß da
nicht eine Gegenbewegung einſetzt? Die Soldaten müßten ja
alle Dummköpfe, Feiglinge und Geſinnungslumpen fein, wenn
dadurch die

Erbitterung nicht lawinenartig anwächſft
Sobald politiſche Dinge zur Sprache kymmen, muß das Vor-
geſetzten-Verhältnis aufhören. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Die
Parteigegenſätze, die die Leute draußen vergeſſen ſollten, werden
ſo aufgeriſſen und ihnen aufs ſchmerzlichſte zu Bewußtſein r
re Will man draußen aufklären laſſen, ſo laſie man die
Preſſe aller Parteien zu. Aber guch darüber habe ich die bitterſten
Klagen gehört. Die Vaterlandspartei baut ſich auf dem Wahn
glauben auf, man könne mit rein militäriſchen Mitteln dieſen
Krieg zur Entſcheidung bringen. Daß der U-Boots- Krieg uns
den vierten r nicht erſparen wird, ſteht heute ſchon
feſt. Wenn die Reichstagsmehrheit wirklich einen Vexgichtfrieden
wollte, ſo wäre das doch merkwürdig, wenn unſre Gegner nicht
ſofort darauf eingingen. Jn Wahrheit liegt es ſo, daß fie unſer
Friedensangebot abgelehnt haben, weil ſie ſelbſt noch nicht zum
Verzichtfrieden ihrerſeits bereit ſind. Die Reſolution vom 19. Juli
hat in den Ententeländern die Friedensſtrömung beſtärit. Darin
beſteht überhaupt die einzige Möglichkeit, den Krieg abzukürzen
Sehr richtig!), während die Herausſtellung von Erobernngs und
Zerſchmetterungsvlänen die riegrle danicwalten bei den Gegnern
jaufpeitſchen muß. Somit ſind die Alldeutſchen und ihre Volitik
geradezu eine

Hilfstruppe des feindlichen Anslandes.
(Sehr wahr! b. d. Soz. Die Angſt vor einem vorzeitigen Frieden
iſt ja leider leider unbegründet. Wenn aber der neue Kriegs
winter und das vierte Kriegsjahr mit ſeinem furchtbaren Jammer
und Ekdend., ſeinen Hekgtomben von Menſchendlnt überſtanden
werden ſoll. ſo kann das deutſche Volk die Kraft zum Durchhalten
nur durck die feſte Ueberzeugung erhalten daß der Feind uns zur
Perteidigung des Vaterlandes, ſeiner politiſchen Unver
uns abhängt, Frieden zu ſchließen. Nur die Uebergeugung, daß
die Schuld für die Verlängerung des Krieges ausſchließlich bei
unſern Feinden liegt, nibt uns die Kraft zum Durchhalten, bis
man auch bei unſern Feinden einſieht, daß eine miljtäriſche Ent

ſcheidung gegen uns unmöglich iſt, daß es unmöglich iſt, uns einen
imperiagliſtiſchen Frieden aufzuzwingen. Dem undeutſchen Jdegl
der Alldentſchen, dem Jdeal der Untertänigkeitsgeſtnnung, der

demütigenden Sich-Fügens und Duckens vor Anmaßungen und

hörtl) Das iſt ein

kampf. her wahr! links.) Die Einheit für den Verſtändigungs h Jebildet e l dar in allen P F

ſehrtheit und ſeiner Lebensbedingungen zwingt, daß es nicht von möglich, ohne daß

nungen Mannes machte, f das tiefſte erſchüt-
ſchen Jdeale den Tod hat erleiden müſſen. Der Staatsſekretär
ſprach auch von der Einwirkung der ruſſiſchen Revolution auf den
Matroſen. Die raten ler Richtungenhaben öff

vn, das größte
e auf alle nach

t en druck machen.(Lebh. Bravo! v. d. Nnabh. Soz.) Der Zweck der Ausführungen
des Staatsſekretärs iſt ja klar: es kommt darauf an, das rote
Tuch zu ſchwenken, um den Block zuſammenzuſchmieden zur Ver-
teidigung dieſer unglücklichen Regierungspolitik. Die Erklärungdes ſRieichekanglers mich und meine Freunde außerhalb der Ge
ſetze zu ſtellen, hat mich nicht überraſcht, wir haben ſie vom Be

ginn des Krieges an erwartet. Dieſe Erklärung beweiſt nur, datz
er und ſeine Anhänger nicht mehr wiſſen, wie ſie aus dem Elend

des Krieges herauskommen ſollen.
Wir kennen dieſe Töne aus der Zeit des Sozialiſtengeſetzes.
Freilich klangen ſie von ſeinen Lippen nicht ſo friſch wie ſeinerzei:
im Munde des Herrn v. Puttkamer. Es war aber Geiſt vom

Geiſte Puttkamers, und wie dieſer und auch ein größzerer, Bis-
marck, Schiffbruch erlitten hat mit dieſer Politik, ſo wird es auch
dem Reichskanzler Michaelis ergehen, während wir und unſre
Anhänger im Lande weiter beſtehen und an Zahl zunehmen
werden. (Lebh. Beif. b. d. Unabh. Soßz.

Abg. Vogtherr (Nnabb. Soz.) betont ebenfalls, daß es fich
bei ſeinen Untorhaltungen mit dem betreffenden Matrofen ledig
lich um die Entgegennahme von Klagen über Mißſtände gebandel:
habe. Dieſes Recht der Entgegennahme von Klagen werde eſich nicht beſchränken laſſen, das fer ſogar Pflicht und Schuldigkeit

der Abgeordneten.
Abg. Dittmann (Unabh. Soz.) ſchließt ſich den Erklärungen

der Abgg. Hagaſe und Vogtherr auch für ſeine Perſon an. Mit
dem Schwenken des roten Tuches wolle man Stimmung gegen
die Ungbhängigen Sozialdemokraten machen, man werde fie aber
nicht abhalten, ihre Pflichk zu tun, zur Herbeiführung des Frie-
dens und zum Wohle der Geſamtheit. (Beif. b. d. Unabh. Soz.

Stantsſekredär v. Capelle:
Nach der in den Akten befindlichen Ansfoge des betreffen

den Matreſen bat er den Abgeordneten im Frattiors zimmer der
Unabhängigen Sogialdemotratie feinen Plan auf Lahmiegun
der Flotte vorgetragen, und ſie haben ihn gung begeiftett re
nommen. (Lebb. Hörl, hört! rechts. Abg, Haaſe (UAnabh. Soz.).
Das ruft jemand, der nicht dabei waer! Sie hoben ihn weiter
nach der aktenmäßigen LAusſage darauf hingewieſen, daß ein
ſtrafbare Handlung vorliege und deshalb ſolle er ſich vorſehen
was an ihnen liecge, ſo würden ſie jeine Agitation in jeder Weiſe
unterftützen. Auch ein zweiler Matroſe, dem dieſe Ausſage vor
geleſen wurde, ſagte zunächſt: „Was im eingelnen verhandelt wor
den iſt, will ich mir noch übeclegen,“ und bei der ten Verne!
mung am Nachmittag ſagte er dann, „ſowreit dieſe Ausſagen ſioi
guf mich begziehen, ſind ſie richtig das ſoll heißen, ich habe di

Sache nicht nur ſo erzählt, ſondern ſie hat fich fo zugeiragen“
(Zurufe rechts: Hören Sie, Herr Haaſe! Gr. Lärm und er
regte Zurufe b. d. Ungbh. Soz.)

Abg. Trimborn Hir.
Der Reichskanzler hat ſich heute klipp und klar anf den

Boden der Reſolution vom 19. Juli geſtellt. Zur Erklärung des
Staatsſekretärs des Reicheömarineamts bemerke ich: Es ſchein-
mir nicht angängig, die Partei der Ungbhängigen So-

zialdemokratie in ihrer Geſamtheit ohne weiteres mit den Anler in Zuſammenhang zu brinugen, die hier gegen dre
Abgeordnete vorgebracht worden ſind. Jch muß annehmen, doder Staatsſekretär ſich auf hinreichendes ſchüſſiges Material

ſtützen kann. Wir erwarten mit aller Veſtimmtheit, daß, wenn
die genannten drei Abgeordneten ſich gegen die Geſetze
vergangen, inc beſondere Hand lungen begangen haben ſoll
ten, die Hoch und Landesverrat bedeuten, daß dann mit aller
Strenge des Geſetzes gegen ſie vorgegangen wird. (Lebhafte Zu
ſtimmung.)

Abg. Kreth (konf.
Vor allem müßten die drei Abgeordneien auf den Schuß

der Jmmunität verzichten, damit die Wahrheit oder Unwahrheir
der Beſchuldigung feſtgeſtellt werden kann. (Loebh. Zuſt.)

Abg. Ebert (Soz.):
Jch habe namens meiner Freunde eine Erklärung zu

dem Vorgang abzugeben, der vorher im Hauſe mit Recht großes
Aufſehen erregte. er Staatsſekretär der Marine bat gegen ein-
zelne Mitglieder der Nnabhängigen und gegen die Partei ſelbſt
die allerſchwerſten Anklagen erhoben, und der Reichstanzler iſt
fegar fo weit gegangen, die weiteſtgehenden politiſchen Konſe
quenzen gegenüber dieſer Partei zu ziehen. Wenn die Reiche
leitung nun ſchon überhaupt dieſen Schritt hier unternehmen
wollte, dann hätte ſie ſich zunächſt die

innen- und außenpolitiſchen Wirkungen
eines ſolchen Vorgehens klarmachen müſſen. (Lebh, Zuſtem
mung b. d. Soz.) Jedenfolls durfte ſie in dieſer Debatte doch unr
dann plötzlich mit einer folchen Anklage hineinfahren, wenn abſe
lut einwandfreies und in ſich ſelbſt zweifellos ſchlüſſiges Mate
riel vorhanden war. Sehr richtigh) Aber auch ſelbſt dann hätte

dies z noch zurückgewieſen werden müſſen. Wenn die
Reichsregierung glaubt, daß einzelne Mitglieder dieſes Haufes ſich
gegen die Strafgefetze vergangen haben, dann ift in der Geſchäfts
ordnung des Reichstags ein geregelter Weg vorgeſchrirben, wie
dies Verfahten einzuleiten ift. (Sehr richtig!) Es iſt gun un

i Angeſchuldigten vorher unterrichtet änd,
lötzlich mit einer ſo ſchweren Anklage im Parlament zu kommen.

eſes Vorgehen müſſen wir anf dar ullerentſchiedenſte ver
urteilen. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.)

Wie weit iſt nun das Vorgehen an ſich ſachlich begründet?
Nach dem von dem Staatsſekretär vorgetragenen Material muß
ich erklären, da die von ihm erhobenen Anklagen dadurch nicht
gerechtfertigt ſind. (Sehr wahr! b. d. Sez.) Daß Soldo-
ten mit Parlamentariern verhandeln, kommt im Kriege natürkich

Uebergriffen ſetzen wir das Jdeal des aufrechten deutſcher Mannecs, beſonders häufig vor. Mit Kollegen meiner Fraktion und mit
das Jdegl der freien ebenbürligen Perſönlichkeit entgegen. Wir der Fraktionsleitung verkehren Taufende von Soldaten
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gehalten, ihre Klagen ſorgfältig zu prüfen, und wo ſie berechtigt geſi er Sgeſinnung an der S inarſchieren, ſonſt wird keinſind, die Sache auf den richtigen Weg zu leiten und für die Be men, fein deutſcher ist e
ſchwerden einzutreten, dies Recht werden wir

t wahr d. Sog.) Du re n iſt durchaus ld. Soz. uns dem Vorgetragenen geht weiter hervor, daß dieUnabhängigen Sozialdemokraten in Seer und Dierine fur ine

Veſtrebungen agitiert haben. Das Recht der Propaganda ihrer
Ziele ſteht je der Partei frei. Wir haben ja erſt in den letzten
Tagen feſtgeſtellt, daß in Heer und Marine eine wüſte Agi
tation, vielfach getragen von militäriſchen Stellen,
betriebe. wird, die ſich gegen die Pofitik der Reichstagsmehrheit
und der großen Mehrheit des Volkes richtet. Wenn ſo die Heeres
leitung ſelbſt die Politik in das Heer hineinträgt, darf ſie ſich
niche beſchweren, wenn andre Parteigruppen ebenfalls im Heere
d Wer reren en wahr!) r n aber iſt, ſoweit ich

Materi n, gegen die RNnabh. ſoz. Partei nichtsfeſtgeſtellt. Deshalb müſſen wir dies w
ganze Vorgehen entſchieden mißbilligen.

Der Reichskanzler hat nun mit ſeiner Erklärung der ganzen Sache
noch die Krone aufgeſetzt. Er hat aus dem Ha nk heraus
ſchon vorweg die Partei der Unabhängigen Sozialdemokraten
nußerhalb des Rechtes geſtellt. Das iſt ein unbegreif-
liches Verfahren in einer Zeit, wo ſich unſer Land in der
ſnverſten Situation befindet, wo die Zuſammenfsſſung aller
Kräfte unſers Volkes die erſte Aufgabe der Regierung ſein müßte.
Dies Berfahren, einen Teil des Volkes, mag er groß vder klein
ſein, außerhalb des Rechtes ſtellen zu wollen, iſt die alte Auf
faſſung der Ausnahmegeſetzgebung, die wir mit aller
Schärfe verurteilen müſſen. (BVravol) Jch muß offen her-
aus ſagen: eine ſolche Erklärung konnte nur erfolgen von einer
Regierung, die ſich ihrer großen Verantwortung nicht
bewußt iſt (lebh. Zuſt. b. d. Soz.), von einer Regierung, die den
großen Aufgaben, die auf ihr laſien, in keiner Weiſe
gewachſen iſt. (Sehr wahr) b. d. Soz.) Jeder Tag, der das
deutſche Volk früher von dieſer Regierung befreit, wird von uns
begrüßt werden. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Sollte die Reichsleitung
wirklich eine ſolche Politik einſchlagen, wie ſie der Reichskanzler
angekiündigt hat, ſo werden wir ſie mit Einſatz unſrer ganzen
Kraft und unſers Pflichtbewußtſeins anf das rückſichtsloſeſte be
kämpfen. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.)
Abg. Dr. Streſemann (natl.) erklärt namens ſeiner Freunde:
Lie gegen die Unabhängigen Sozialdemokraten erhobene Anklage
hat in uns den Eindruck erweckt, als wenn die genannten Mit
glieder der Partei der Teilnahme an ſtrafbaren Handlungen be
ſchuldigt werden ſollten. Jn dieſem Falle gibt das Strafgeſetz
vuch die Möglichteit, hiergegen vorzugehen. Meine politiſchen
Freunde ebenſo wie der ganze Reichstag, werden ſicherlich in
dieſem Falle den Schutz der Jmmunität nicht gewähren. Ein
ſolches Verfahren liegt auch im Jntereſſe der Betreffenden ſelbſt
und des ganzen Parlaments, da nur auf dieſe Weiſe Schuld der
Unſchuld feſtgeſtellt werden kann. Wir erwarten, daß die Reichs
leitung ſofort alle möglichen Schritte nach dieſer Richtung einleitet.

Abg. Naumann (Fortſchr. Vp.): Es hat uns gewiß auf das
tiefſte erſchüttert, daß junge, kräftige deutſche Mannſchaften vwn
unſrer Flotte, einen Wahngedanken verfolgend, dahin gekommen
ſind, die Strafe des Landesverrats auf zu Aber es
bewegt uns nicht weniger, wenn wir ſehen, daß eine Regie
rung vorhanden iſt, die aus dieſem Fall und ſeinen Begleit
umſtänden eine Waffe im politiſchen Kampfe zu machen
ſucht. (Lebh. Zuſtimm. links.) Läge der Fall ſo, daß die drei
genannten Abgeordneten etwas getan haben, was den Straf
geſetzen widerſpricht, dann ſind ſie ſtraffällig, dann würde die
Jmmunität ſie nicht ſchützen und ſie würden ſelbſt den Appell an
die Jmmunität in einem ſolchen Falle nicht zu erheben wagen.
Aber dann wäre der Reichsanwalt auch längſt gekommen mit der

die Jmmunität aufzuheben und

nicht beſchnei

Wir haben es immer für unfre Pflicht (Lebh. Zuſtimm. links

irgend etwas poli.

ch. (Sehr richtig!

Wir Deutſchen müſſen in der Friedens
iede kom

(Lebh. Beif. links.

Reichskanzler Dr. Michnelis:

v I d des Abg. Dittmann könnte man inehimnen, ie von ihm angeführten Straßen, Zu usſtrafeüber 200 Jahre und ſogar Todesſtrafe, u eben hart und un

erecht geweſen wären. Es iſt aber leider Tatſache, daß die ſchwer
ten Verbrechen von en unſrer Marineleute begangen ſind.
Es iſt mit Zetteln, auf denen die Leute ſich verpflichteten, die
Grundſätze der Unabhängigen Sozia demokra
tie auzuerkennen, eine umfangreiche Agitation getrieben wor
den. Wenn der Abg. Dittmann darauf hinwies, ich hätte geſagt
ich wolle mit völliger Objektivität allen Parteien gegenüberſtehen,
ſo kätte er auch hinzuſetzen müſſen, daß ich auch gefagt habe, es
dürften natürlich nicht Parteien ſein, deren Agitation ich für gefährlich für den Beſtand des Reiches und Preußens hielte. S.

dieſem Sinne habe ich geſagt, ſtände die Unabhängige ſozialdemo
kratiſche Partei außerhalb. Damit habe ich aber nicht geſagt, die
Unabhängige ſozialdemokratiſche r ſollte außerhalb des
Rechte s geſtellt werden Wer das von mir gehört? Es iſt
ein Unterſchied, ob eine Behörde, die verantwortlich
dafür iſt, unſre Truppen leiſtungsfähig bleiben und unſre
Marine nicht in einzelnen Gliedern den Plan der Gehorſams-
verweigerung faßt, dagegen Maßnahmen ergreift, als wenn ich
W eine Partei ſoll unter W etz geftellt werden. Das

orgekommene werden wir alle ſehr be n, aber der Grund
liegt darin, daß die Leute in falſcher Weiſe beraten worden ſind.

Abg. Rertin (D. Frakt.) verlangt, ſchleunigſt das Ver
fahren gegen die Abgeordneten der Unabh. ſog. Partei eingeleitet
werde und verteidigk die Haltung der Vaterlandspartei

Abg. Haaſe (Ungb“. Sog.):
Der Reichskanzler ſagte die verurteilten Matroſen hätten

ſich zu den Grundſätzen der Unabhängigen Sozialdemokraten be
kannt. Für dieſe Grundſätze treten aber ſeit Jahrzehnten Mil
lionen ein, und kein Stiagatsanwalt hat Anlaß, dagegen einzu-
ſchreiten. Es wird den verurteilten Malkroſen vorgeworfen, ſie
hätten Flugblätter verbreitet. Diejenigen, die Dittmann ihnen
gegeben hat, ſind

legale Schriften, die durch die Zenſur gegangen
ſind. Die merkwürdige Aufforderung iſt bier ferner aufgeſtellt
worden, weil hier ein Verdacht gegen uns ausgeſprochen iſt, ſoll
ten wir die Jmmunität aufgeben. Zunächſt hat der Stoatsſekre
tär nur geſagt, die Angeklagten hätten angegeben, ſie hätten Be
ziehungen zur Unabhängigen Sctzialdemokratie gehabt. Nichts iſt
vorgebracht worden, das irgendwie einen Verdacht rechtfertigen
kann, es könnte ein Verfahren gegen uns eingeleitet werden.
Und mit Recht bat Raumann bervorgehoben, daß längſt ein Ver
fahren r worden wäre, wenn die Möglichkeit dazu vor-
läge. Sehr richtig! b. d. Unabk. Soz. Aber auch ſonſt könnten
wir die Jnnnunität nicht aitfgeben, denn ſie iſt kein perſönliches
e des Angeklagten. das er nach ſeinem Willen preisgeben
antt. t

Dem Kanzler muß ich aber noch bemerten, ich empfinde es
als ein ſchweres Unrecht gegen die Angellagten, daß wir nicht als
Zeugen vorgeladen worden ſind. (Lebh. Zuſt. b. d. Nnabh. Sog.
Wir wären in der Lage geweſen, manches auszuſagen, was wl-
dernd gewirkt hätte, und wie hätten den jungen Menſchen vor
dem Tode bewahren können. Der Reichskanzler hat Linien
zwiſchen ſich und unfrer Partei gezogen. Jn dieſem Falle hättendie Behörden nicht die Linien ver Renſchi chkeit au ten kön
nen. Reichnitz iſt am 30. Auguſt verurteilt worden. An dieſem
Tage hat er an ſeine Eltern. fromme Mitglieder der
Baptiſten- Gemeinde in Neukölln, bewegliche Ab-

Die Eltern haben dieſen Brief nicht
bekommen, ſondern nur erfahren, daß das Todesurteil vollſtregt

afverfolgun
anwalt mit di
in den Akten des Reichsanwalts dasjenige nicht enthalten iſt, was
hier in den Ausführungen des Staatsſekretärs v. Capelle als vorhanden vorausgeſetzt e (Sehr wahr! links. Wir vro
teſtieren dagegen, daß man aus einem nicht vollzogenen
Verfahren hier

entehrende Folgerungen gegen Volksvertreter
zieht. (Bravo!) Jtmn übrigen würde, ſelbſt wenn die drei Mit-
glieder des Hauſes in ein Strafverfahren hinein en wordenwären, daraus nicht im geringſten folgen, daß man füt ihr Ver

gehen ihre Partei als ſolche brandmarkt. Sehr richtig! links.)
Uns gefällt die Politik der Unabhängigen ſicher nicht, wie ihnen
nicht die unſrige. Das beruht auf Gegenſeitigkeit, aber das, was
der Reichskanzler vorher geſagt hat, hat uns alle geradezu
genötigt, nun für dieſe Partei und ihr Exiſtenz-
recht ein zutreten. (Sehr wahr! links. Widerſpruch rechts.)
Wenn man eine ganze Partei mitten im Kriege mit dem General-
bann belegt, ſo hat die Volksvertretung dafür keinen Sinn. Nach
dem 4. Auguſt 1914, nach dem Worte des Kaifers: „Jch kenne
keine Parteien mehr“, iſt dies Vorgehen eine moraliſche Unmög-
lichkeit. (Lebh. Zuſtimm. links.) Wer will mit Ueberlegung die
Folgen übernehmen, die daraus für unfre Munitionsher-
ſtellung und für die Stimmung an der Front folgen müſſen
Sehr wahr! links.)

Jch komme dann mit einigen Ausführungen zurück auf die
Jntervellationsdebatte. Der Kriegsminiſter meinte, der Abgeord
nete Landsberg hätte nur wenig Material vorgetragen. Das iſt
für jemand, der nur mit Quantitäten zu rechnen gelernt
hat, verſtändlich. (Sehr gut!?) Wenn man aber etwas Sinn hat
für das, was Bismarck mit dem Wort Jmpenderabilien bezeichnete
und was wir mit den Seelenvorgängen des einzelnen Menſchen
bezeichnen können, mit jener merkwürdigen Tatſache, daß die
Menge aus lauter einzelnen Seelen beſteht, von denen jede ein
zelne ihr freies Recht und ihren Willen hat, dann weiß man, daß
ein Volk gerade in dieſem Kriege fordert, daß es bei aller not
wendigen Subordination

nicht nur als Quantität behandelt
wird, daß der einzelne Mann in der Armee das Gefühl haben
will, für den Kriegsminiſter ſind wir nicht nur Soldaten,
ſondern auch Menſchen. Die Vaterlandspartei, die uns das
Vaterland ſchwer macht (Sehr gut! links), ſteht unter der Führung
des Großadmirals v. Tirpitz. Man muß ein offenes Wort über
die Tätigkeit v. Tirpitz' ſagen. Jch bin ihm gern gefolgt in
frühern Zeiten, und daß dieſer Mann jetzt ſolche Wege geht, ge
hört mit zu den ſchmerzlichſten Erfahrungen des Krieges. Es
leht in ihm eine Art Wallenſteintrieb. (Sehr gut! links.)
Er hat ſeine Flotte geſchaffen, mit der macht er ſeine Politik.
(Sehr gut! links.) Von Ende 1914 an bereits hatten wir zwei
gegeneinander kämpfende Regierungen, die I rusg Bethmann
Und die Regierung Tirpvitz. (Sehr wahr! links.) Wogegen wir
uns heute wehren, iſt, daß dieſer Kampf in ſeiner vernichtenden
Schärfe autoritär in das Heer bineingetragen wird. (Sehr wahr!
links.) Der Kampf, der zuerſt um den uneingeſchränkten UBoots-
Krieg ging. hat ſich jetzt ein andres Objekt geſucht. Wir, die wir
den U-Boots-Krieg für gefährlich hielten, haben geſchwiegen,

zu ermöglichen. Sehr wahr! Da der Reichs

nachdem er einmal beſchloſſen war. Die VPaterlandspartei hat es kanz
nach dem Mehrheitsbeſchluß des Reichstags für den Verſtändi
gungsfrieden nicht verſtanden, dieſelbe moragliſche Selbſtzucht auf
zubringen. (Lebh. Zuſtinem. links.) Der Friede nach dieſem furcht
baren Kriege, der die Völker ſo zerriſſen hat, kann nicht ein ein
faches „Geſchäſt“ ſein, wie der geſchäftskundige Herr Kreth das
glaubte. Da muß ein gegenſeitiges Vergeben und Vergeſſen
vorqusgehen. Es muß erſt die Grundlage der Friedens
geſinnung gelegt werden. Das war auch die Auffaſſung des
frühern Reichskanzlers v. Bethmann Hoklweg, an den gera
in dieſen Tagen auch noch mancher in dieſem Haus erinnert.

m Antrag nicht gekommen iſt, fo folgt daraus daß

gerade der Unabh. Soz.)

worden iſt, und zwar haben ſie nicht amt crfahren, ſonriaubver. e b. d. Ungb
e Wfiti fchan Am 5. September iſt das

en, und unplüklichen Eltern iſt jener
börden. Da ſollten doch
ſen, an hre Bruſt
e haltloſen Veſchuldi

der Verfolgung
Aber ihr Zweck iſt ar. ie

mablen Tatſachen abzulenken.
abhängigen Sozialdemokraten.

Reichskanzler Dr. Michaelis
Die beiden Männer ſind von einem Gerichtshof verurteilt worden

der ſelbſtändig zu entſcheiden hat und zwar der eine wegen militäriſchen
Aufruhrs, der andre wegen Aufſtandserregung. Wer als Zeuge
in einem ſolchen Verfahren vernommen wird, nuterliegt nicht
irgendeiner Entſcheidung des Reichskanzlers und des Staatsſekretärs
des Reichsmarineamts, (Zurnf bei den Unabh. Soz.: Juſtizmord
Einſpruch muß ich auch dagegen erdeben. daß nichts erwieſen ſei über den
Verkehr zwiſchen den beiden und dem Abgeordneten Haaſe, was irgendwie
einen Schatten von Schuld auf ihn und ſeine Partei wirft. Der Staatsſekretär
hat ja die Ausſage des Mannes vderleſen, wonach er in eine
Agitation verwicell war, deren Zweck es war, den Gehorſam zu ver
weigern, und zwar als Rädelsführer. Widerſpruch b. d. Unabh. Soz.)
Das hat er ſelbſt zugeſtanden und mit dieſer Schuld im Herzen iſt ber
Mann hergereiſt und hat ſich hier weiteres Agitationsmaterial beſorgt.
(Lärmende HZurufe b. d. Unabh. Soz.) Und nach den eignen Mitteilungen der Herren iſt ihm Agitativesmeateria gegeben worden. (Zu
rufe r. Unabh. Soz.: Was für Malterial?) Es handelt ſich um
weiteres Agitationsmaterial zur Agitation für die Unabhängige Sozial
demokratie, und lediglich dieſer Zuſammenhang iſt vom Staatsſekretär
als das bezeichnet worden, was voxliegt. (Zurufe b. d. Unabh. Soz.:
Das iſt ja Kinderei! und Unerhört!)

Abg. Dittmann (Unabh. Soz.): Der Reichskanzler hat feſige
ſtellt, daß die betreffenden Perſonen von mir Agitationsmaterial für die
Unabhängige Sozialdemokratie erhalten haben. Das iſt in Hunderten von
Fällen geſchehen, ſo daß ich mich des r kaum 77 entſinnen
kann. Di Mannes entſinte ich mich, weil unſre Geſpräche an ſeine
Beſchwerden über die Vehandlung und Beköſtigung ankuüpften

Der Mann ertlärte, er leſe die Zeitungen der Unabhüngigen
Sozialdemokratie. Es iſt dem Manne geſagt worden, es gibt
Regierungsſtellen, die bemüht ſind, darauf hinzuwirken, daß
alle Parteien nach dem Kaiſerwort gleich behandelt werden.
aber beim Militär und in der Marine wird dem ſyſtematiſch entgegen
gewirkt, und deshalb ſolle er ſich in acht nehmen, damit man nicht
verſuche, ihm daraus einen Strick zu drehen. Wenn der Staatsſekretär
einen weiteren Zuſammenhang konſtruiert, ſo muß er den Beweis dafür
exbringen. Von der Arbeiterklaſſe werden dieſe armen Mairoſen als
Märty rer betrachtet werden Lebh Zuſt nung bei den Unabh.Soz.),
ihre Verurteilung wird in den Annalen dieſes Krieges fortleben als
ein ganz jämmerlicher, elender Juſtizmord.

Abg. Graf Weſtarp (konſ.): Weder dem Abg. Trimborn noch
Naumann kann ich darin zuſtimmen, daß die Aeußerungen des Reichs
Lanziers über die Unabhängige Sozialdemokratie unvereinbar ſeien mit
der Aeußerung des Kaiſers vom 4. Auguſt 1914. Dieſe Matroſen
haben Hoch und Landesverrrat b und init den Vertretern der
Unabhängigen Sazialdemokratie den Plan der Organiſation beſprochen.
(Lachen u. Jurufe b. d. Nnabh. Soz.) Während draußen die Schlachten
doben, wollken die Unabhängigen Sozialdemokraten unſre Flotte wehtlo
machen. Dazu kommt ihre ſeit Jahr und Tag betriebene Politik, die
Verweigerung der Mittel für unſre kämpfenden Truppen und ihre
Reden die das Vaterland aufs ſchwerſte ſchädigen. (Erneute Zurufe

z i wenn der Reichskanzier erklärtEs iſt berechtigt
hat, daß Beamten eine Betätigung für diefe Partei nicht zu geſtatten

ift und daß die Agitation für ſie im Heer und in der Marine nicht
geduldet werden kann.

Die Dis kuſſion ſchließt.
Der Antrag der Unabh. Soz., zu erkläcen, „die Behandlung

der Interpellation durch die Regierung entſpricht nicht der Auffaſſing
des Reichstags“, wird gegen die Stimmen der Soz. und
Unabh. Soz. abgelehnt.

Es folgt die Beratung des Ausſchußberichts über die

auswärtige Politik.
Abg. Fehrenbach (Ztr.): Wir ſtehen nach wie vor auf dem

Boden der Friedenstundgebung des Keichstage vom 19. Juli. Die
e W enen Anklagen, die Präſident Wilſon unten heuchte
riſcher Maske gegen das deutſche Volk gerichtet hat, weiſen wir
mit Entſchiedenheit zurück und verbitten uns jede Einmiſchung
in unſre innern Angelegenheiten. Das großzurtige Programm.
das Graf Czernin über den Aufbau einer neuen Weltordnung
verkündet hat, zeigt, daß dieſe idealen Gedanken nicht mehr ledig
lich bei Philoſophen zu finden ſind. Nach den Erſahrungen dieſe
furchtbarſten aller Kriege ſollte man in allen Völkern die Ueber
zeugung erwarten, jetzt ſei es an der Zeit, von philoſophiſche
Worten zur Tat überzugehen. An unſern Feinden liegt jetzt die
Entſcheidung, der Reichstag wird eine Weitere Friedenskund
gebung, die deutſche Regierung ein weiteres Friedensangebot rich
machen. Unſre Kraft iſt ungebrochen, wir wiſſen, daß wir durch
halten können. Der Reichskanzler hat ſich der Auffanung der
Reichstagsmehrheit durchaus angeſchloſſen. Wir brauchen gegen
über dem Ausland Einigkeit, Wahrheit und Klarheit. Der Re
gierung ſteh die Führung zu, wir ſind bereit, ihr zu folgen ahe
nur wenn ſie einig und ſtark iſt. (Lebh. Beifall i. Ztr.

Staatsſekretär v. Kühlmann:
Peru und Urugnay haben den Abbruch der diplomatiſche

Beziehungen mit uns beſchloſſen. Das Kohlenahtommen n
Holland iſt ſo weit gefördert, daß nur noch wenige Formalien
ausſteben. Die Bemübungen des Papſtes um die Anbahnung
eines Gedankengustauſches der feindlichen Mächte haben ſeit un
rer Beantwortung der vöäpſtlichen Note einen weſentlichen Fort
ſchritt nicht gemacht. Graf Czernin hat auf neue die Berei:
willigkeit der Zentralinächte für einen ehrenvollen Frieden be
tont und in großzügiger, weit über den Tag hinausblickender
Weiſe auf die Grundlinien hingewieſen, auf denen vielleicht ein
mal das nene Europa aufgebaut werden könnte. Aber die Rede
des engliſchen Marineminiſters Churchill, des geniolen Führers
der engliſchen Armee nach Antwerpen, Zeigt ihn von dem meuen
Geiſte recht wenig berührt. Asquith hat dann geſagt. daß die
Zurückgabe ElſaßLothringens in die gleiche Linie geſtellt werden
müſſe mit der belgiſchen Frage. Er hat damit die Lage ſo charak
teriſiert, wie ſie ſich mir nach allem, was ich aus ſonſtigen Quel
len erfahren kabe, mit vollkommener Deutlichkeit darſtellt. Die
Frage, um welche heute die Völker Europas noch kämpfen, iſt
nicht in erſter Linie Belgien. Die Frage, um die Europa mehr
oder weniger in einen Schutthaufen verwandelt wird, iſt die Zu
kunft Elſaß-Lothringens. England hat ſich Frankreie
gegenüber diplomatiſch verpflichtet, ſo lange mit ſeiner geſomöen
Staatsgewalt und mit ſeinen Waffen für die Rückgabe Elſetz
Lothringens einzutreten, als Frankreich ſelbſt an dieſer Forde
rung feſthält. (Hört, hörd!) Dieſer Lage gegenüber iſt es an
gebracht, die deurſche Stellung ruhig klar, aber auch feſt zu um
ſchreiben. Auf die Frage, ob wir in bezug auf ElſaßLothringen
irgendwelche Zugeſtändniſſe machen werden, haben wir nur die
eine Antwort: Nein, niemals! (Lebhafte Zuſtimmung.) So
lange eine deutſche Fauſt die Flinte halten kann, kann die Un
verſehrtheit des Reichsgebiets nicht Gegenſtand irgend welcher Ver
handlungen oder Zugeſtändniſſe werden. ElſaßßLothriagen iſt
Deutſchlands Schild und das Spmibol deutſcher Einheit. (Bravo!)
Eine ſolche Klarſtellung kann dem Aufkommen eines ehrlichen
Friedenswillens in der Welt nicht ſchädlich ſein. Wafür we
fechten, ſind nicht phantaſtiſche Eroberungen, es iſt die Unver
ſehrkheit des Deutſchen Reiches. (Lebh. Beifall) Soweit ich die
Weltlage zu übervblicken imſtande bn, gäbe es außer dem fran
göſiſchen Wunſche nach ElſaßLothringen

kein abſolutes Hindernis für den Frieden
(Hört, hört keine Frage, die nicht durch Beratungen Und Aus

gleich derart gelöſt werden könnte, daß die Aufwendung von ſo
viel Blut und ſo ungeheurer Mittel ſich vor den Völkern und der
Geſchichte nicht mehr rechtfertigen ließe. Eine irrtämliche Auf
faffung iſt es, als ließe ſich durch öffentliche Erklärungen von der
Rebnertribüne die politiſche Lage noch weſentlich fördern. Solche
öffentlichen Erklärungen müſſen einfach ſein, und alle ſchweben
den Fragen ſind ſo gegenſeitig verknüpft, daß ihnen eine ſolch
Erklärung nur in beſchränktem Maße gerecht werden könne.
Unſre Feinde haben ja noch nicht einmal ihre Friedensziele tn
einer Weiſe kundgegeben, die auch nur annähernd den beſtehen
den r gerecht würde. Sie haben lediglich vollkommen
utopiſche Marimalforderungen verkündet, die nur durchgeführ
werden könnten nach völliger Niederringung Deutſchlands und
aller ſeiner Verbündeten. (Sehr wahr!) Demgegenüber ſt unſre
ſagte real und nüchtern und rechnen mit den gegebenen Ta:
achen. Wenn ſich die Gegner ſo ſtellen, als unten ſie fern

Klarheit über die deutſchen Kriegsziele bedommen, ſo iſt das
Heuchelei. Unſre Note an den Papſt kann für jeden der hören
und verſtehen will, keinen Zweifel über die wefentlichen- Grund
lagen des deutſchen Friedensprogramms laſſen. Die auswärtige
Politik kann nut erfolgreich ſein, wenn ſie zetragen ift von der
Zuſtimmung des Volkes und ſeiner großen Maſſe. (Bravo!
inks.) Jn dieſer ernſten Schickſaleſtunde iſt jeder mitberirfen,
unſrer auswärtigen Politik die Wucht und Geſchloſſenheit i

geben, die ſie braucht, um den Sieg und den Frieden r errricwen.
(Lebh. Beifall auf allen Seiten der Haufes.)

Abg. Dr. Gradnaner (Soz.
Die Rede des Segatsfetretärs war von großer Be deu

Man muß ſich danach mit der Tatſache göfinden, daß vor allem
England zum Frieden noch nicht bereit iſt. Gs ſind in der Ter
gusſchweifende Pläne, die England noch immer verfolgt. Die

verſtiegenen Forderungen von Azquith gehen auf nicht weniger
als auf die Vernichtung Deutſchlands hinaus. Sr fordert ein

Großrumänien, ein Großſerbien, d. h. Zerſtäcklung Oeſterreich
Ungarns. Befreien will England, allerdings nur auf Koſten ſei
ner Kriegsgegner; daran, den von ihm ſelbſt unterjochten Völ
kern die d zu geben, denkt es nicht. Unter dieſen Umſtän-
den ſagen auch wir Sozialiſten, in der Verteidigung unſers
Landes müſſen wir aus harren. (Bravol) An eine Auslkiefe-
rung von Elſaß-Lorkhringen dentt bei uns in Deutſchland nie-
mand. (Sehr richtigl) Die Franzoſen ſollten ſich endlich das
Wort Jaurés' zu eigen machen, der im April 1911 ſagte: „Eine
auf deutſchfrangöſiſche Verſtändigung gerichtete Politi? würde
die Demokratiſierung Deutſchlands beſchleunigen. Jn dieſem
demokratiſchen Deutſchland könnte Elfaß-Lothringen eine Autono
mie erhalten, die ihm erlaubt, ſeine frauzzöſiſchen Erinnerungen
zu pflegen und die Kultur der beiden verſöhnten Völker harmno
niſch zu verſchmelzen.“ (Sehr gub! b. d. Soz.) Wir unferfeit
müſſen jedenfalls aus dieſem Kriege die Folgerung ziehen, daß
für ElſaßLothringen die volle Selbſtverwaltung eingeführt wird.
Möge der Reichskanzler alle Kräfte einſetzen, um die bekannten
Widerſtände gegen eine ſolche Reglung zu überwinden. (Bravo!

IJn Rußland haben ſich dje Verhältniſſe leider nicht ſo ent
wickelt, wie wir gehofft haben. Es iſt der engliſchen Diplomatie

gelungen, Rußland am Zügel zu halten und es ſeinen Zwecken
nutzbar zu machen. Aber es ſind auch von deutſcher Seite Ruß

land gegenüber ſchwere Fehler gemacht worden. Nach den heu-
tiger. Erklärungen des Staatsfekretäre v. Kühlmann hoffer wir.
daß ſolche Fehler in Zukunft nicht wieder gemacht werden. Herr
v. Kühlmann hat ſich heute mit erfreulicher Klarheit ausge
ſprochen, im Gegenſatz zu den bisherigen Erklärungen des Reiche

Di unſrer Regierung waren gut, aber dieR D

tauszters. V
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Muſik, die nach dem Taktſroct des r bisher dazu ge Staatskontrolleur; Tretiakow, Präſident des Wirr-Sehr wahr! b. d. Soz.) Nachder heutigen Rede des Herrn v. Kühlmann iſt ſeſtzuſtellen, daß r
weder im Oſten noch im Verkehrsminiſter;

macht urde, war herzlich ſchlecht.

es außer Elſaß-Lothringen
Weſten „rgendein wirkliches
gie t, über das nicht eine Ve v ändigung u öglich wäre. Darunt er
fällt alſo wuch Kurland, Polen, Velg en.
unſre Stellung zu Belgien muß völlige Kla
den. Das wird unſer
und wird auch die Friedensſt
fördern. (Sehr wahr!) Dieſer
maten r werden, ſondern von den Völkern. (Sehr wahr!
v. d. Sozz.) Mit Freuden haben wir die Rede des Grafen Cernin
über die Abrüſtung und die Schiedsgerichtsfrage begrüßtzt. Das

ſind alte ſozigliſtiſche An ch au ungen. Wir werden
alles daranſetzen, daß wirklich die Lehren aus dieſem Krieg in
dieſem e e en werden. Dann wird aus dieſem Krieg
ein neues Eur entſtehen, in dem ein Geiſt der Kultur und desFriedens herr ſcht (Seifall b. d. Soz.

Hierauf vertagt das Haus um 74 Uhr abends die Weiter-
ung gut tnvoch 10 Uhr.

Neue Verſenkungen.
Amtlich wird gemeldet:
Jm Aermelkanal wurden durch eins unſrer Unterſee-

bote neuerdings vier tiefbeladene Dampfer ver-
ſenkt, die alle bewaffnet waren.

Friede nahindernis Admiral Werderewsky, Marine.
t m e e Agentur wurde das nene Kabinett nach der Parteizugehörig-

4 z C a a 5 xVerhältnis zu den Rentraien verbeſſern keit folgendermaßen zuſammengefetzt:

römung in den feindlichen Ländernrevolutionäre (Präſidium, Wege und Landwirtſchaft),
Friede wird nicht von den Dipl s vier Sozialdemokraten (Jnneres ſamt Poſt und

ſchaftsrats bei der vorläufigen Regierung; Liwerowsky,
General Werchowsky,

Einer andern Meldung der Petersburger Telegraphen-

Drei Sozial-

Telegraphie, Juſtig, Arbeit und Verpflegung), drei un-
abhängige Sozialiſten (Krieg, Marine, Oeffent
licher Unterricht), ein Radikaldemokrat (Finanzen), vier
Kadetten Handel und Jnduſtrie, Oeffentliches Unterſtüt-
zungsweſen, Kultus und Staatskontrolle) ſowie zwei Par-
teiloſe (Aeußeres und Präſidium des Wirtſchaftsrates).

2 r
S

Notizen.
Der Reichstag ſetzte am Mittwoch die Beſprechung über die

auswärtige Politik fort und führte ſie zu Ende, ohne einen beſondern
Beſchluß zu faſſen. Es wurde dann verhandelt über die ſozial-
demokratiſche Jnterpellation, die ſich gegen die Unterbindung
des Vereins und V erſammlungsrechts durch dieſtellvertretenden Generallvmmandos richtet. Nach einer Begründung

durch den Genoſſen Schmidt (vBerlin), der zahlreiche Einzelfälle
vortrug, nahm der Kriegsminiſter das Wort. Er gab zu, daß einzelne
Mißhgriffe vorgekommen ſeien, den Generalkommandos ſei aber eine
Verfügung zugegangen, in welcher es als unzuläſſig bezeichnet wird,
wenn durch allzu ſcharfe Beſchrünkungen des Vereins und Ver
ſammlungsrechts Unruhe unter den Arbeitern geſchaffen werde. Die
Verhandlungen wurden ſchließlich auf Donnerstag vertagt. An dieſem
Tage will der Reichstag auch noch den übrigen Verhandlungsſtoff
aufarbeiten und ſich dann bis zum 5. Dezember vertagen.

e Wahlen in Finnland. Nach dem vorläufigen Wahl-rgedrd i wir ſich der neue finniſche Landtag aus 95 Sozialde-
mokraten, 65 Mitgliedern des bürgerlichen Blocks, 22 Mitgliedern

der agrariſchen und 18 der ſchwediſchen Partei zuſammenſetzen. Die
Sozialiſten erhielten insgeſammt 316 922, die Bürgerlichen 213 502
Stimmen.

2

v S
Die neue rn iſche Miniſterliſte.

Die Petersburg legraphen-Agentur meldetA n t t ch e e ſt e des von Zerenſti auf der Grund-

lage des Uebereinkommens mit den demokrat iſchen und bür-
gerlichen Parteien nenugebildeten Min iſt eriums: Sozia-
i t i Be R in ter ſind l k. Winiſ ſterpräſident

ind Obervefehlshaber: Nikitin, Jnneres, Poſt und Tele-

graphe Maliantowitſch, Juſtiz; Prokopo-
witſch Nahrungsmittelverſorgung Awkſentiew
Landwirtſchaft: Gwoödew (7), Oeffentliche Arbeiten.
Nichtſozialiſtiſche Miniſter ſind: Tereſt-
tſchenko, Auswärtige Angelegenheiten; Konowalow,
Handel und Jnduſtrie; Bernatzky, Finanzen; Salatz-
tkin, Oeffentlicher Unterricht; Kartaſchew, Kultus;
Kiſchtin, Oeffentliche Unterſtützung Smirnow,

Der franzöſiſche Parteitag. (Havas.) DerSozialiſtenkongreß hat den Mehrheitsantrag
mit 1352 Stimmen angenommen. Die Minderheits-

Krieg;

jatz gegen die Kriegskredite 118 Stimmen bei 85 Stimm
enthaltungen.

Das Ringen in Flandern.
W. T. B. Großes Hanpiquartier, den 10. Ot-

tober 1917. (Amtlich.)
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

Auf dem Schlachtfeld in Flandern traten
geſtern neben 11 britiſchen Diviſionen wieder fran
zöſiſche Truppen in den Kampf.

Die gewaltige Kraftanſpannung der beiden verbündeten
Weſtmächte erſchöpfte ſich in tagsüber währeundem Ringen
an der Standhaftigteit unfrer Flandernkämpfer!

Die morgens nach ſtärkſtem Trommelfeuner vor
brechenden Augriffe bildeten die Einleitung zur Schlacht,
die ſich bei unnnterbrochen heftigſter Artilleriewirkung bis
tief in die Nacht in faſt 20 Kilometer Breite auf denTrichterfeldern zwiſchen Bixſchovte und Ghelnuvelt abſpielte.
Die Gegner warfen immer neue Kräfte in den Kampf,
die mehrmals, an einzelnen Stellen bis zu 6 Malen, gegen
unfre Linien anſtürmten.

Südlich des Houthoulſter Waldes gewann der
Feind bei Dragaibank, Mangelaere, Vilhoet und am Bahu
hof von Poelcapelle etwa 1500 Meter an Voden,
bis ihn der Gegenſtoß unſrer Reſerven traf und ſeinen An
fangserfolg beſchränkte.

Von Poelcapeſle bis ſüdlich von Ghekuvelt haben
nunſre tapferen Truppen ihre Kampflinien feſt in der Hand;
die wiederholten feindlichen Angriffe gegen dieſe 13 Krlo-
meter breite Front find ſämtlich nuter den ſchwerſten Ver-
luſten zuſammengebrochen.

Bei den andern Armeen war die Gefechtsétätigkeit
gering nur an der Aisne verſtärkte ſich der Fenerkampf. Süd
lich der Straße Laon-- Soiſſons vorſtoßende franzöſiſche
Kompanien wurden abgewieſen.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Keine weſentlichen Ereigniſſe.

Mazedoniſche Front:
Südweſtlich des Dojran-Sees warfen die Bulgaren

mehrere engliſche Abteilungen, die nach längerer Artillerie
vorbereitung augriffen, zurück.

Der Erſte Generalquartiermeiſter
partei erhielt 331 Stimmen, derſelbe Antrag mit dem Zu Ludendorff.

Amtliche Bekanntmachungen.
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v ntraser d eren S i 1 In 7 ner cge tehrm. ehet z Voldberge5 ehem. dt. Sandgrube am Goldberge.
Den Anweifungen der auf den Lier en von der Polizeiverwaltung

S do vfaor r d Jo M iſtrat auf z t ten An ſeh er 1 ndedin gt 5 u t vrgen.
Halle, den 9. Ottober 19 Die Polizeiverwaltung.
Zum Zwecke der E inkommenſtener Veranlagung für

das nene Stenerjahr hat die Aufnahme des Perſonenſtandes
der Einwohner der Stadt Halle nach dem Stande vom
r den 15. Oktober 1917 ſtattzufinden.

Zu dieſem Zu werke werden den G rundſtücksEigentümern bzw. ihren
en Tagen fo viel Fo rmiulare zur Aus füllung

ndi werden, als ach ihrer Angabe ich Haushaltungen (ei n ſchließz
eignen) und ſelbſtändige einzeln w ohnende Perſonen in jedem
er o

tet ertderr etdern in den n

o iungolr der ausgefüllten Formulare erfolgt amDienstag den 16. Oktober 1917.
Bei Ansfüllung der Formulare iſt die auf der erſten Seite
befindliche Anweiſung genau zn beachten.

i er n In lte re ſſe, daß di e Auf nahme de Pe erS ten im augeniet

e 2 welle der ort r let täßnenſundesh, Weihe ter rur l uge fur R ter rich ige und 9 c naßig

r un r r d Jlag v fult tig und genau erfolgDie er lichinig zur Anesfnlung beruht auf S 23 und 74

des Eintommeiſtener-t eſetes in der a der Bekanntmachung vom
13. Juni 1906 und des Gefetzes vom I. Junt 1907:23. Jeder Beiitzer eines wewohnten Grundſtücks oder deſſen

Leritreter iſt verpfliche der mit der Aufnahme des Perſonenſtandes
hörde die auf dem Grundſtück vorhandenen Perſonen

nit: Namen, Berufe- oder Erwerbsart, Geburtsort, Ge-
burtstag und Religionebetenntnis, für Arbeiter, Dienfſt-
boten nud Merget ſen auch den Arbeitgeber und
die weinen anzugeben.t ungsvorſis ude haben den Hausbeſitzern oder

rtretern die erforderliche Auskunft über die zu ihrem
der Unter und Schlaf

aulen

c

Hausſtand gehörigen er ſonen einſchließlich
tel ter zu erterlerrveiter, Dienſtboten und Swervenehit en haben den Haus-

haltungsvorſtänden odern deren ertretern die erforderliche Aus
kunft über ihren Arbeitgeber und ihre Arbeitsſtätte zu erteilen.

Wer die in Gemäßheit des S 23 von ihm
erforderte Auskunft verweigert oder ohne genügenden
Entſchuldienngsgrund in der geſtellten Friſt gar nicht
vder un vollſtändig oder unrichtig erteilt, wird mit einer
S rsfe bis 300 Mark beſtraft.

v S l e See vSteuer flichtige. die bei der Veranlagung r werden, ſind zur

4 41 9 7 r 2 T trut rig 1 ung c der S tudtesta C en d nen Boe 1 9 ver pfli ch tet. Dieſe

M 1 4 T 1erpf ung erſtreck: ſich auf rei S riare zurück und 9 cht auf die

um Kriegsdienſte eingezo Perioncn, welche in Halle ihren
Wohnſitz haben, ſind in die Hausliſte auf zunehmen mit Ausnahme der
ur EOrfüllung ihrer geſetzlichen Dien pfticht einberufenen Jickruten.

(eluenahmen hiervon ſiehe unter Nr. le der An weiſung
Es wird uodch befonders darauf hingewieſen, daß die Ausfüllung

icht wie in der auf Seite 1 der Hausliſte befindlichen Anweiſung an
geben i Stande vom Donnerstag den 18. Ottober 1917,

ſondern nach dem vom

DMontag den 15. Oktober 1917
u erjolgen hat.

Halle, den 5. Ottober 1917.

Ausſchreibung.
Die ſofortige Lieferung von 500 Scheuertüchern gegen Bezugs

ſchein für die ſtädtiſche Schulverwaltung iſt zu vergeben.
Angebote mit Proben ſind bis zum 15. Oktober 1917 an das

Bureau der Schulverwaltung, Rathausſtraße 4, J, Eingang Kleine

Der Magiſtrat.

Steinſtra ße, einzureichen.
Auswärtigen Geſchäften tann die Lieferung nicht übertragen werden.

e SBewe rber ſind Wochen in h Angebor gebun en.

Stadt-Cheater. Thalia- Theater
Gaſtſpiel des

Freitag den 12. Oktober r Stadt Theater nFigaros Hochzeit Sonntag den 14. Oktober 1917

Sonnabend den. 13. Oktober
abends 7 Uhr

Stahl und Gold. Volksſtück von Wolter und Stein.
Die Herren Söhne

e
Wollene Kleider und Kostümstoffe S

Mäntelstoffe Anzugstotfte Samte Manchester
finden Sie noch in großer Auswahl l

im Kaufhaus H. an lepeber Swoße
E.
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Halle, den 8. Ottober Der Magiſtrat. III t II
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Empfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltenden Charakters:

Zeitschrift zur Verfechtuog der
Einzelnummer 10 Pf.

ln Freien Stunden c n en
Der Wahre Jacob

Berliner Jllustrierte Zeitung n
Arbeiter-Gesundheits-Bibliothek

her ausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. Ca. 50 verschiedene Bändchen à 20 Pf.

Dokumente zum Weltkrieg
Reichhaltige Roman Bibliothek an
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Gr. Ulrichstraſze 27 ſi

M

n

u

n

n
Inieressen der schaftfenden Vrau. lunn

Ah
Wochenschrift. z v2 spaun nonds Romane und
inter r rauh uns t e Arbeite rtamilie.
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Il

n
illustrierte politisch-salirische Wochensehritt. einzelne
Nummer 10 Pf. n

n
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n
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bearbeitet von Eduard
Bernstein.
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e Für die Schneiderei:
S Modenzeitung Frauenzeitung Praktische Damenmode Hausschneiderei i

Sonntagszeitung Deutsche Modenzeitung.
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 114.

Halle und Saalkreis.
Halle, 11. Oktober 1917.

„Vaterländiſches“.
Es iſt äußerſt beluſtigend, zu ſehen, wie ſich die beiden

Amtsorgane der Deutſchen Vaterlandspartei in Halle mit der
ſchweren Niederlage ihrer Mandanten im Reichstag abfinden.

Die Halleſche Zeitung“ zunächſt ſchimpft, natürlich
wie immer. So ſagt ſie unter anderm:

Bei der Begründung der gegen die Deutſche Vaterlands-
partei gerichteten ſozialdemokratiſchen Jnterpellationen leiſte
ten ſich die Einbringer Ausfälle, die jeder BVeſchrei-
vung ſpotketen und des hohen Hauſes im höchſten Grad
unwürdig waren. Nicht genug damit, daß der Genoſſe
Landsberg, ſich mit allen Mitteln ſeiner glängenden
begabung und erſtaunlichen Befähigung, die Dinge auſ den
Kopf zu ſtellen, gar nicht genug tun konnte in Schmä-
bungen und Hehereien, nein, aus den Reihen ſeiner
Getreuen wurden Zwiſchenrufe laut, die jede parlamen-tariſche Erziehung vermiſſen ließen und von ohn-
mächtiger Wut über das Mißlingen ihrer nur allzu durchſich
tigen Abſicht zeugben, die
ſchreiten gegen die Bekunder des deutſchen Siegeswillens zu
veranlaſſen.

Am Ende ſetzt ſie ſich aber gar aufs hohe Pferd und detlamier
mit falſch geſchraubtem Pathos, hinter dem nur zu ſehr die Wul
ber. den Reinfall hervorlugt:

Wenn es überhaupt noch einer Rechtfertigung der
Beſtrebungen der Deutſchen Vaterlandspartei bedurft hätte, ſo
wäre ſie in der Sonnabend- Sitzung des Reichstags in über-
zeugendſter Weiſe erbracht worden. Das war aber
gang gewiß nicht die Abſicht der Jnterpellanben. Jmmerhin
können wir aber dieſe Tatſache mit voller Genugtuung
buchen. War bisher ſchon der Zulauf zu der vaterländiſchen
Volksparkei ein ungemein ſtarker, ſo muß er ſich jetztdaran zweifeln wir nicht einen Augenblick noch verviel-
fachen.

Auf dieſen Bluff fällt aber niemand herein, ſelbſt dann nicht,
wenn die „Halleſche Zeitung“ etwa meinen ſollte, die Behörden
würden nun noch viel mehr als bisher Mitglieder der Deutſchen
Vaterlandspartei „werben“, ſintemalen dieſen liebenswürdigen
Benrühungen der Reichstag nun doch ekwas mehr das Handwerk
legen wird. Die Welt bletbt doch ſchließlich nicht immer in von-
fervativer Dummheit und Abhängigkeit befangen!

Noch ganz anders le gt aber das vaterländiſche Konkurrenz-

oxgan, die Allgemeine Zeitung“, los, alſo das Organ
desjenigen Magiſtrats, an deſſen Spitze der Oberbürgermeiſter
Rive, zweifacher Vorſitzender der Deut ſchen Vaterlandspartei,
ſteht.

Sie iſt ſo naiw, ausgerechnet der Reichstagsmehrheit vorzu
werfen, daß ſie den andern „undeutſche“ Abſichten unterſchiebe,
obgleich mit dieſer Unterſtellung niemand verwüſtender und fkru
pelloſer vorgegangen iſt als gerade der alldeutſche ſchwerindu-
ftriell-hoch konſervative Heerhaufen. Sie iſt weiterhin ſo naiv,
ausgerechnet der Reichstagsmehrheit die Schuld an den Ausein-
anderſetzungen vorzuwerfen, trotzdem doch nun faſt einmütig,
ſelbft von einem Teile der konſervativen Preſſe, zugegeben wor-
den iſt, daß daran allein das unglückliche Auftreten der Regie-
rungsvertreter die Schuld trägt. Und wenn ſie bei dieſer Ge
legenheit ſagt, daß durch ſolche Zwiſchenfälle das Anſehen Deutſch
lands im Ausland geſchädigt und der Krieg verlängert würde, ſo

Rede

Regierung zu einem talkräftigen Ein

Halle, Donnerstag den 11. Oktober 1917.
paganda ſelbſt tut ez, die alle noch ſo friedliebenden Erklärungen
der deutſchen Regierung und des deutſchen Volkes beim feind-
lichen Ausland immer wieder in ein zweifelhaftes Licht ſehen;
und wenn elwas kriegverkürzend wirkt, dann ſind es eben die
Abbürſtungen durch die Reichstagsmehrheit, die dem Ausland von
neuem zeigen, daß mindeſtens das deutſche Volk mit den alldeut-
ſchen Hetzercien, die auf eine Annexion der halben Welt hinaus-
laufen, nichts zu tun hat.

wird in dieſer Gegenwart erobert. Um

Du den letzten Groſchen dem Vater
lande leihſt, armſelig und klein bleibt's

immer noch gegenüber dem, was
draußen im Fe.d jeder einzelne leiſtet.

Alſo
fort mit itörichter Aengſtlichkeit,

fort mit Wenn und „„Aber“,
fort mit Klagen und Zaudern!

Rede nicht! Frage nicht!

Z e i ch ne

Dieſe grandioſe Umkehrung der wirklichen Verhältniſſe
ſich durch den ganzen Artikel.

hat ſie ſchon ganz recht. Nur zäumt ſie dabei das Pferd wieder
am Schwanz auf: nicht die Angriffe der Reichstagsmehrheit gegen
die alldeutſche Propaganda rufen das hervor, ſondern dieſe Pro-

Kapitän Bröhans Werbung.
Ein humoriſtiſcher Seeroman von W. W. Jacobs.

(24. Fortſetzung.) Nachdrud verboten

„Wieder zurück?“ fragte Käthe Häſeler,
einander die Hand ſchüttelten,

„Eben angekommen.“
„Nichts Neues von meinem Vater?“
„Leider nichts,“ antwortete der Kapitän.

ja ſpät heute nachmittag.“

während ſie

„Sie kommen

„Ziemlich.“
„Sie ſeh'n abgeſpannt aus,“ ſagte der Kapitän zärtlich.
„Nein, ich bin nicht abgeſpannt,“ entgegnete Käthe.

„Jch bin nur noch geblieben und habe eine Taſſe Tee mit
Fräulein Winkelmann getrunken. Mutter iſt ausgegangen
und ich hatte daher keine Eile.“

„Jſt ſie jetzt noch aus?“
Fräulein Häſeler nickte vergnügt, und da ſie zu dieſer

Zeit an der Ecke einer Straße angekommen waren, blieb
ſie ſtehen.

„Jch will noch nicht nach Hauſe gehen,“ bemerkte ſie,
einen Blick die Straße hinauf nach ihrem Hauſe werfend.
„Jch will noch einen Spaziergang machen.“

„Jch wünſch Jhnen viel Vergnügen dazu,“ ſagte
Bröhan nach einer Pauſe, in der er überlegte, ob er es wohl
wagen dürfe, ihr ſeine Begleitung anzubieten oder nicht.
„Adieu.“

Er ſtreckte ihr ſeine Hand hin.
„Adieu,“ ſagte Käthe; „wenn Sie hineingehen und auf

Mutter warten wollen, wird ſie ſich ſicher freuen, Sie zu
ſehen.“

„Jſt denn jemand da, der mich hereinläßt?“ fragte
Bröhan.

„Herr Schröder wird wohl da ſein,“ ſagte Käthe, den
Blick feſt in die Ferne gerichtet.

„Jch ich werd ein andermal vorſprechen,“ meinte
der überraſchte Bröhan, „aber ich hätt doch gedacht

„Was gedacht?“
„Nichts,“ ſagte er.

Spaziergang machen?“
„Jch wollen Sie einen weiten

ſtehen, werden unſre Gegne. es ſchließlich erreichen, Deutſch

zieht

So, wenn es unter polemiſchen
Ausfällen gegen den Redner der ſozialdemokratiſchen Fraktion,
den Genoſſen Landsberg, für die Annexion Kurlands eintritt,
denn

Denn ohne reglen nicht papiernen Gewinn
aus dieſem Kriege werden wir immer vor neuen Konflitten

Jahrgang
Und auf die feine Wendung Landsbergs, daß wir keinem ander
Volke zumuten wollten, weſſen wir uns ſelbſt wehren, nämlich
eine Fremdherrſchaft, hat dieſes Blatt nichts Geſcheiteres zu be
merken als:

Ja, weiß denn Herr Landsberg noch nicht, daß Deulich
land meuchlings von den andern Löltern überfallenwurde; kann er ſich nicht zu der Ueberzeugung durchringen, daß
wir den andern Völkern in Zukunft die Möglichkeit neh-
men müſſen, jemals wieder einen ſo ſchändlichen Ueberfall
auf das friedliebende deutſche Volk zu verſuchen?

Anders als ſonſt in Menſchenköpfen malt ſich eben in ſolchen Köp
fen die Welt. können und wollen es nun einmal nicht faſſen,
daß die Zeit mittelalterlichen Fauſtrechts wenigſtens im
20. Jahrhundert zu Ende gehen muß, und daß die beſte Verſiche-
rung gegen Gewalttaten immer noch die Verſtändigung iſt,
ganz abgeſehen davon, daß Deutſchland und ſeine Verbündelen
einfach nicht imſtande ſind, die vereinigten Gegner ſo niederzu-
werfen, daß ihnen die Bedingungen diktiert werden Bnnten, daß
weiterhin Deutſchland und ſeine Verbündeten gar nicht die Kraft
haben, dann auch dauernd die Uebermacht zu behalten, ſofern die
ſes bedingungsloſe Niederwerfen wirklich möglich wäre.

Wenn daher die „Allgemeine am Ende zur Eini-
gung aufruft, ſo iſt das ganz in den Wind geſprochen, ſelbſt wenn
ſie dabei wieder einmal von dem nun ganz gewiß ſehr nahen Ende

Englands phantaſiert. Denn das deutſche über

i
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nV o e ſeinerwiegenden Mehrheit iſt nicht wiſſens, um alldeutſcher Popanze

F t v h nur eine Stundoder ſchwerinduſtricller Jntereſſen willen auch nur eine Stunde
es daher LVorfechrer dieſer

Eigenintereſſen gibt, wird es auch immer Auseinanderſetzungen
geben, und darin iſt für die Zutunft um ſo weniger eine 7b-
ſchwächung zu erwarten, als die Alldeutſchen immer unverblüm-
er auftreten, beſonders aber, ſeitdem ihre neuſte Gründung,
die Deutſche Vaterlandspartei, exiſtiert.

Deffentliche Anfrage.
Jn bürgerlichen Blättern wird jetzt folgende Bekannimachung

erlaſſen
Die Deutſche V ndspartei erbitict Bertritts-

länger Krieg zu führen. Solange

erklärungen von Männern und c en (Jahresbeitrag nur1 2 dark, nach Belieben auch m chr: nach t l ren n S e ſ ch ä 1 s im mer,

Hagen ſtraße 2.
Wir ſchlagen im Adreßbuch noch und finden unter Hagenſtr. 2:

Land ſchaſt Propinz Sachfen, Realtredit Juiſtitut,
Martinsberg 10,

Denkewitz, W., Burraudiener,
Sangner, H.,
Sieblungs geſellſchaft Sachſfenland,
Vollmer, M., Fräulein, Rentiere,
Zergiebel, E., Kaufmänn.

Da wir nicht gut annehmen können, daß bei einem
diener oder einer Lehrerin vder einer Rentiere oder einen Kaufmann
ein Bureau für Beitrittserklärungen zur Deutſchen Vaterlandspartei
aufgemacht worden iſt, ſo erlauben wir uns die öffentliche Anfrage, ob
ſich dieſes Bureau etwa in der Landſchaft der Provinz Sachſen oder
in der Siedlungsgeſellſchaft Sachſenland befindet.

Das ſcheint uns deshalb von großem öffentlichen Jntereſſe, weil
dieſe beiden Jnſtitute behördlich unterſtützte Einrichtungen ſind, die mit

den Behörden beſonders der Landwirtſchaftskammer immer noch
eine gewiſſe Verbindung haben, r Reichskanzler aber jetzt erklärt hat,
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iand klein zu kricgen, alſo das Ziel zu verwirklichen, das daß behördliche Einflüſſe für die Vaterlandspartei nicht geltend gemacht
ihnen ſeit den Tagen Eduards des Einkreiſers vorſchwebt. werden ſollen.

„Nicht ſehr weit. Warum?“ damit ſagen, daß Sie dieſen Schröder nur heiraten wollen,
„Jch glaube, Sie gehn lieber allein?“ wenn er Jhren Vater findet?“
„Jch hab nichts dagegen,“ ſagte Käthe Häſeler; „aber „Ja,“ ſagte Käthe, „ſo iſt es abgemacht. Mutter grämte

Sie können mitkommen, wenn Sie wollen.“ ſich ſo, und ich dachte, es wäre alles einerlei, wenn wir
Sie gingen zuſammen die Straße hinab und ſchritten

eine Zeitlang in tiefem Schweigen dahin.

als das Schweigen läſtig zu werden begann.
„Wann?“

„Als ich Jhnen ſagte,
Hauſe ſei, ſagten Sie, Sie hätten doch gedacht

Sie wandte ſich ihm zu und blickte ihn mit einem Aus-
druck in ihren Augen an, den er vergebens zu entgziffern
ſuchte.

„Ja, ich hätte gedacht,“ ſagte er in ſeiner Verzweiflung,
Sie am liebſten dorthin gegangen wären.“

„Jch verſtehe Sie nicht,“ entgegnete Käthe kühl.
ſcheinen mir ſehr unhöflich zu ſein.“

„Jch bitte Sie um Verzeihung,“
es tut mir ſcehr, ſehr leid.“

Es entſtand wieder eine lange Pauſe, während der edie Landſtraße verließen und einen Fußweg einſchlugen. er
war ſehr ſchmal, und Käthe ſchritt daher voran.

„Jch würde was darum geben, wenn ich Jhren Vater
fände,“ bemerkte Bröhan ernſthaft.

„Oh, ich wollte, Sie fänden ihn, ich wollt es,
Käthe und blickte ihn über die Schulter an.

„Herr Schröder verſucht auch wohl ſein
Bröhan.

„Jch will meinen Vater wieder haben!“ ſagte Käthe
mit plötzlich ausbrechender Leidenſchaft „ich verlange
ſehnſüchtig nach ihm, aber ich wollte lieber, es fände ihn
jemand anders als Herr Schröder!“

„Aber Sie wollen doch heiraten, wenn er gefunden is,“
ſagte der verwirrte Bröhan.

„Wenn Herr Schröder ihn findet,“ entgegnete Käthe
mit leiſer Stimme.

„Wollen Sie damit ſagen,“ in ſeiner Aufregung faßte

daß Herr Schröder in unſerm

„daß
De

ſagte Bröhan demütig;

ſagte

eſtes?“ fragte

„Was war das, was Sie da eben ſagten?“ fragte Käthe,

nur meinen Vater finden könnten. Und ſo gab ich denn
das Verſprechen.“

„Und wenn nun jemand anders ihn findet?“ ſtammelte
Bröhan, während er ſich mit unbarmherziger Nichtachtung
der ſproſſenden Saaten an ihrer Seite hielt.

„Jn dem Falle,“ ſagte Käthe, ihn vergnügt anblickend,
„werde ich nicht heiraten. Meinten Sie das?“

„Nee, nich ganz,“ entgegnete Bröhan. „Jch wollte
ſagen

„Da!“ ſagte Käthe, plötzlich ſtehenbleibend und mit
dent Finger zeigend, „iſt das hier nicht ein ſchöner Vlick
auf den Fluß?“

„Herrlich!“
„Das iſt mein Lieblingsſpaziergang.“
Bröhan notierte ſich das im Geiſte. „Beſonders wenn

Herr Schröder in Jhrem Hauſe is,“ ſagte er körichter-
weiſe.

„Herr Schröder iſt ſehr nett geweſen,“
ernſt. „Er iſt ſehr gut zu meiner Mutter
er hat ſich ſehr viel Mühe gegeben,
finden.“

„Na, ich hoff bloß, daß er 'n nich findet.“
Käthe wandte ſich ihm zu und blickte ihn ſcharf an.

„Das iſt ja ſehr freundlich von Jhnen,“ ſprach ſie ſtreng.
„Jch will ihn ſelbſt finden,“ ſagte Bröhan, den Blick

auf den Fluß gerichtet; „und Sie wiſſen auch warum.“
„Jch muß jetzt umkehren,“ ſagte Käthe, ohne dieſer

Behauptung zu widerſprechen.
Bröhan fühlte ſeinen Mut ſinken und verſuchte anzu

deuten, was er nicht zu ſagen wagte.
„Jch würde mich freuen, wenn Sie mich gerade ſo be

handeln würden, wie Herrn Schröder,“ ſagte er nervös.
„Das würde ich mit Vergnügen tun,“ erwiderte Käthe

prompt.
Trotz ihrer Bemühungen zitterten ihre Lippen und ihre

ſagte Käthe
geweſen, und

meinen Vater zu

er ſie beim Arme. den ſie ihm nicht entzog „wollen Sie
Augen tanzten.

(Fortſetzung folgt.



Konditorenverband hat am 9. Oktober mit der Scheffelbrotfabrik einen
Tarif abgeſchloſſen, der in ſeinen Hauptteilen folgendes enthält: Die
Arbeitszeit iſt bei zweimal einer halben Stunde Pauſe 11 Skunden.
Der Lohn beträgt 39 bis 46 Mark. Für Ueberſtunden werden 80 Pfg.

is 1 Mark bezahlt. Jnvaliden- und Krankentaſſenbeiträge werden
nicht in Abzug gebracht. Bei Krankheit und militäriſchen Uebungen
wird unter Anrechnung der den Beſchäftigten aus geſetzlichen Ver
ſichernngen zuſtehenden Bezüge nach einer Beſchäftigungsdauer von

1 Monat bis zu 1 Jahr 3 Tage irigungsdauer abgeſtuft bis zu 4 Wochen bezahlt. Lohnabztüige auf die
Dauer von 3 Stunden werden auch bei der Erfüllung ſtaatlicher und
tommungler Pflichten, die ſich nur innerhalb der Arbeitszeit erledigen
laſſen, nicht gemacht. Ferien werden bei einer Beſchäftigungsdauer
von 5 Jahren bis zu einer Woche, bei einer längeren bis zu zweiWochen unter Fortzahlung des Lohnes gewährt. Weiterhin ſind Ver
einbarungen über ſanitäre und techniſche Einrichtungen getroffen worden.
Der Tarif gilt vorläufig auf A Jahr. Falls die Teurung weiter anhalten
ſollte, ſind Zulagen in Ausſicht geſtellt. Der Abſchluß des Tarifs beweiſt, daß
es möglich iſt, im Bäckergewerbe auch während des Krieges noch Tarife
abzuſchließen, und daß der Tarifgedanke in den Kreiſen der betreffenden
Unternehmer immer mehr Anhänger findet. Deshalb ſollte es auch
möglich ſein, ſo wie es in vielen andern Städten ſchon der Fall iſt,
mit der hieſigen Bäckerinnung in ein Tarifverhältnis zu kommen.
Leider ſind ader bisher alle Verſuche hierzu an dem Widerſtand der
Bäckermeiſter geſcheitert. Die einzige Vereinbarung, die vor ungefähr
2 Jahren getroffen werden konnte, beſagt, daß der Mindeſtlohn bei
oſt und Logis 410 Mark betragen muß. Daran ſind aber hauptſächlich
die Geſellen bei den Meiſtern ſchuld, weil ſie ſich um ihre beruflichen
Verhältniſſe nicht kümmern, und lieber ihren erlernten Beruf aufgeben
und ſich eine andre beſſer entlohnte Beſchäftigung ſuchen, als mit Hand
anlegen zur Verbeſſerung des Lohn und Arbeitsverhältniſſes ihres
Verufs. Hoffentlich wird es auch darin einmal anders.

Unternehmer land wirtſchaftlicher Vetriebe dürfen nach
einer eben erſchienenen Verordnung des Reichskanzlers von ihren ſelbſt
gebauten Früchten zur Ernährung der Selbſtverſorger auf den Kopf
verwenden an Gerſte, Hafer und Hülſenfrüchten Erbſen einſchließlich
Peluſchken, Bohnen einſchließlich Ackerbohnen, Linſen und Saatwicken)
für die Zeit vom 1. Oktober bis zum 15. November 1917 insgeſamt

Kilogramm, fedoch mit der Maßgabe, daß höchſtens 136 Kilogramm
Hülſenfrüchte verwendet werden dürfen, wobei Gemenge, indem ſich
Hülſenfrüchte befinden, als Hülſenfrüchte gelten an Buchweizen für das
ganze Wirtſchaftsjahr insgeſamt 25 Kilogramm, an Hirſe insgeſamt

Kilogramm. Zur Beſtellung der zum Betriebe gehörenden Grund-
ſücke dürfen ſie an Saatwicken bis zu 100 Kilogramm auf das
Hektar verbrauchen.

Kirche und Kriegsanleihe. Von den Kirchengemeinden,
kirchlichen Stiftungen und Fonds der Provinz Sachſen ſind auf die
fechſte Kriegsankeihe 6 042 300 Mark gezeichnet worden. Die Provinz
Sachſen ſteht damit in der preußiſchen Landeskirche an zweiter Stelle.
Zu Zeichnungen für die ſiebente Kriegsanleihe müſſen, wie das kgl.
Konſtorium in Magdeburg am 6. Oktober angeordnet hat, alle ver
fügbaren Beſtände und Sparkaſſenguthaben der Kirchen und Pfarr-
taſſen ſowie der kirchlichen Stiftungen und Fonds einſchließlich der
Vergütungen für abgelieferte Orgelpfeifen und Glocken verwendet
werden, ebenſo die Einnahmen, auf die die kirchlichen Kaſſen in nächſter
Zeit zu rechnen haben. Auch durch Aufnahme von Darlehen gegen
Verpfändung von Wertpapieren bei den Reichsbankdarlehnskaſſen, Spar
kaſſen uſw. ſind Mittel für die ſiebente Kriegsanleihe nach Möglichkeit
bereit zuſtellen. Endlich kann der kirchliche Grundbeſitz für den ge
nannten Zweck durch hypothekariſche Beleihung nutzbar gemacht werden.

Ueber die Arzthonorare für Nahrungsmittel-
beſchrinigungen hat der Miniſter des Jnnern den Aerztekammern
einen Erlaß zugehen laſſen, worin es heizt: Die Gewährung der
ir Kranke zuläſſigen Zuſatz-Nahrungsmittel, insbeſondere der Milch,

n pyn der Borlegung eines ärztlichen Zeugniſſes abhängig. Es iſt
erwünſcht, daß namentlich Kranken aus den ärmeren Volkskreiſen durch

Seſchaffung ſolcher Zeugniſſe keine zu hohen Koſten erwachſen.
2 Mark. vöchſtens 5 Mark, unter mögltchſter

Anwendung des Mindeſtſatzes bei Unbemittelten wird eine angemeſſene
Entſchädigung darſtellen.“ Der Miniſter erſucht die Aerztekammern,
wegen möglichſter Beſchränkung der Gebührenfordernng in ſolchen
Fällen auf ihre Mitglieder einzuwirken

Die Bezugsſcheine für Winterkartoffeln ans dem
Kreiſe Delitzſch werden Freitag vormittag von 348 bis 12 Uhr
und nachmittags von 2 bis 5 Uhr beim Ein und Verkaufsverein des
Bauernvereins, Magdeburger Straße 67, ausgegeben. Doch kommen
un dieſem Tage nur diejenigen Haushaltungen daran, die ihre Beſtell
ſcheine rechtzeitig in folgenden Markenausgabeſtellen abgegeben haben
Kurze Gaſſe 1, Am Güterbahnhof 3, Große Steinſtraße 35, Weiden
vlan 4, Henriettenſtraße 3, Bernburger Straße 24, Reilſtraße 132,
Reilſtraße 35, Burgſtraße 72, Kröllwitzer Straße 6, Trothaer Straße
15, Spitze 20, Magdeburger Straße 23, Großer Berlin 14.

Die Aepfelhöchſtpreiſe. Auch die Graue Renette iſt nun
mehr, nach einer Bekanntmachung der Provinzialſtelle für Gemüſe und
Obſt, den Aepfeln der Gruppe l Erzeugerhöchſtpreis 40 Mark für den
Jentner) zuzuzählen.

Wichtige Merkfätze über das Verhalten bei Brandfällen
ſeien in Ergänzung der letzthin von uns veröffentlichten Mit-
trilungen über die Anmeldung von Feuersgefahr nachſtehend be
tanntgegeben: Bei Feuer ruhig überlegen, vernünftig handeln.
Feuerwehr ſofort alarmieren. Brennende Räume dicht ab-
Thließen. Türen nach Treppen geſchloſſen halten. Jſt Treppe
oder Rückzugsweg verqualmt: zurückbleiben. Gefährdete Perſonen
ſollen ſich der Feuerwehr bemerkbar machen. Niemals auf Zuruf
des Publikums herabſpringen, nur Anordnung der Feuerwehr be-

Wen. Jn verqualmten Räumen kriechen, naſſes Tuch vor Mund

Tarifabſchluß im Väckereigewerbe. Der Bäcker t hieſige Gutt
u chi

ine Geonyr von

Naſe. Brennende Perſonen am Weglaufen hindern, zu Boden

n D r unrhilſon w r onden Kleidern und Decken feſt umhüllen, dann erſt begießen
N.

lg

verfen und wälzen; deren Kleider nicht abreißen, ſondern mit
e

ind Arzt holen.
Einſchränkung des Reifeverkehrs? Von amtlicher Seite

wird ausgeführt: Wir ſtehen augenblicklich im Zeichen der Kohlen-
navbpheit. Jnfolge des gewaltigen, während des Krieges ſtändig
gewachſenen Kohlenverbrauchs unſrer Jnduſtrie iſt die Menge
der verfügbaren Kohlen für unſre Heiz- und Feurungszwecke nicht
mehr ausreichend. Es muß daher nach Möglichkeit geſpart wer-
den. Eine Erfibarnis bei unſrer Kriegs- und Rüſtungsinduſtrie

unmöglich, eine Einſchränkung bei andern induſtriellen Be-
rieben nur in beſchränktem Umfang durchführbar. Dagegen
laſſen ſich durch Herabſetzung des Kohlenverbrauchs der Eiſen-
hahnen nicht unbeträchtliche Erſparniſſe machen, wenn die Züge,
die bisher lediglich dem Reiſeverkehr gedient haben, in Zukunft

ne Einſchränkung erfahren. Das Publikum wird während des
ulers ſicherlich gern ſein Reiſebedürfnis unterdrücken und alle

unbedingt nötigen Reiſen auf beſſere Zeiten verſchieben.
Wenn ſich jedermann vor Augen hält, daß unfre Eiſenbahnen im
Kriege vor allem dem Zwecke der Heeresleitung ſowie der Be-
förderung der unentbehrlichen Lebensmittel und Rohmaterialien

en müſſen, dann wird er nur als billig empfinden, daß der
urivate Reiſeverkehr bei der überaus großen Kohlenknappheit
während des Winters auf ein Mindeſtmaß beſchränkt wird.

Möbel für junge Ehepaare. Der Handelsminiſter hat mit
Rückſicht auf die herrſchende Möbelnot und die fich vorausſichtlich noch

teigernden Schwierigkeiten bei der Beſchaffung von Möbeln bei den
wemeindeverbänden die Frage der Anſchaffung von einfachen Gebrauchs
möbeln und ihre Abgabe an junge Ehepaare angeregt. Jn Frankfurt a. M.
und Köln haben ſich bereits gemeinnützige Unternehmen gebildet, die
ſich die Reglung der Möbelbeſchaffung zur Aufgabe geſtellt haben. Jn
GroßBerlin hat ſich zuerſt der Nahrungsmittelausſchuß der Stadt
Lichtenberg in ſeiner letzten Sitzung mit der Frage beſchäftigt und
veſchloſſen, die Angelegenheit einem Unterausſchuß zu näherer Prüfung
zu überweiſen.

jang, bei einer Ungeren Veſchäſmäßen

the heißt: Die Not der Zeit erheiſcht
unſerm Volke unverkürgt zufließen.

lerloge hat ſich jetzt bemerkens
werter u ichtigen der GegenSie a z in Da der S
zum Zeichnen der talle Nahrungsmitte
rungsmittel als unſrer Zeit unwürdig Perurteilen. ſo entſchieden. per

langen alles, was zur Ernährung unſersVolkes dient, vor dem Verderben und enden zu unz

Kriegerheimſtätten.

ſeien darauf beſonders aufmerkſam gemacht, daß wir viel

ausführlichere geb. als die meiſten
andern Provit teilweiſe ſogar als manche
großſtädtiſchen Bkätter, bringen.

Sie werden das bei dem großen Intereſſe und der
ungeheuern Bedeutung, die gerade die gegenwärtigen
RNeichstagsverhandlungen haben, ſehr zu ſchätzen wiſſen.

Vom Stadtbad. Jm September badeten insgeſamt 26 186
Perſonen gegen 20 903 im ſelben Monat des Vorjahrs, und zwar
männliche 15 874, weibliche 10812. Schwimmbäder nahmen
15 215, Wannenbäder 7480, Brauſebäder 3328 und Römiſch- Friſche
Bäder 163. Der ſtärkſte Beſuch war Sonnabend den 8. Septem
ber mit 2284 Perſonen.

Kohlennot und Stadtverordneten Sitzungen. Die
Kohlennot hat in Königsberg dazu geführt, daß der Vorſtand des
Stadtverordnetenkollegiums und die Ausſchußvorſitzenden eine Aendrung
der Geſchäftsordnung des Kollegiums vorſchlagen. Danach ſollen die
Sitzungen nicht länger als zwei Stunden dauern und am Mitt-
woch von 2 bis 4 Uhr abgehalten werden. Die Rededauer ſoll mit
Ausnahme der Berichterſtatter auf nur 3 Minuten beſchränkt werden.
Die Sitzungen der Ausſchüſſe ſollen in der Regel am Sonntag von
111 Uhr vormittags an ſtattfinden.

Einbruchsdiebſtühle. Während der Nacht zum Mittwoch
wurde in die Kellerräume eines Grundſtücks der Reilſtraße eingebrochen,
wobei Eßwaren und andre Gegenſtände geſtohlen wurden. Der Täter,
der vermutlich geſtört worden iſt, ließ jedoch ſämtliche Sachen im
Vorgarten des Grundſtilcks zurück. ſo daß ſie den Eigentümern wieder
übergeben werden konnten. Jn derſelben Nacht wurde auch in
einem Grundſtück der Giebichenſteiner Straße efugebrochen. Was ge
ſtohlen worden iſt, ließ ſich noch nicht feſtſtellen.

Von der Strafkammer. Die Arbeiterin Elſe Zieger ver
ſchaffte ſich zweimal hintereinander mit einem Nachſchlüſſel Eingang zu
einer Bodentammer und entwendete je I Zentner Zucker. Das Gericht
erkannte gemäß dem Antrag des Staatsanwalts auf 4 Monate Ge
fängnis. Wegen Diebſtahls von 25 Mark hatten ſich die Schüler
Karl Pfeiffer und Max Zänker zu verantworten. Zänker ſtieg auf die
Schultern Pfeiffers und kletterte in eine Wohnung der ſüdlichen Stadt,
die in der erſten Etage lag. Mit einem Seile zog er dann Pf. in die
Wohnung nach, worauf beide mit einem Beil einen verſchloſſenen Schrank
erbrachen und die 25 Mark entwendeten. Der Staatsanwalt beantragte
1 Monat Gefängnis. Das Gericht erkannte auch demgemäß. Die
Aufwartefrau Margarete Barthel hatte ſich wegen mehrerer Dieb-
ſtähle zu verantworten. Der Frau, bei der ſie angeſtellt war, fehlten
zweimal innerhalb kurzer Zeit aus einem verſchloſſenem Schreibtiſch
einige Geldſcheine. Wie ſich ſpäter herausſtellte, ſchloſſen verſchiedene

von Kleiderſchränken den betreffenden Schreibtiſch. Jn dieſem
Schreibtiſch waren nun auch Bonbons aufbewahrt, von denen einmal
mehrere fehlten. Hiervon wurde eins auf einer Stehleiter, die nur von
der Angeklagten benutzt wurde, gefunden, was ſofort Verdacht erregte.
Die Angelklagte behauptete, nicht der Täter zu ſein. Das Gericht hielt
ſie jedoch für überführt und verurteilte ſie gemäß dem Antrag des
Staatsanwalts zu 4 Monaten Gefängnis

5000 Mark Geldſtrafe wegen übermäßigen Gewinns.
Der Jngenieur Guſtav Polak hatte im Jahre 1916 ein Waſch und
Bleichmittel namens „Praktikol“ hergeſtellt und in den Handel ge-
bracht, das zum Kleinhandelspreis von 15 Pfg. pro 30 Gramm ver-
kauft wurde. Darauf war er vom Schöffengericht wegen übermäßigen
Gewinns zu 1500 Mark Geldſtrafe verurteilt worden. Gegen dieſes
Urteil hatten ſowohl der Staatsanwalt als auch der Angeklagte Be
ruſung eingelegt, ſo daß die Sache nun vor de r Strafkammer zur Ver
handlung kam. Durch chemiſche ſowie kaufmänniſche Sachverſtändige
war „Praktikol“ auf ſeine Güte und ſeinen Preis geprüft und hierbei
der Nachweis erbracht worden, daß ein Paket „Praktikol“ 6,36 Pfg.
Herſtellungskoſien verurſache, während der Angeklagte es zum Preiſe
von 7,8 Pfg. verkauft hat. Bei Zubilligung von 15 bis 20 Prozent
Gewinn blieb ſomit pro Paket ein übermäßiger Gewinn von Pfg.
Das ergab bei der umgeſetzten Anzahl von 450 000 Paketen einen
übermäßigen Gewinn von 2250 Mark Der Staatsanwalt beantragte-

das Urteil des Schöffengerichts zu verwerfen und den Angeklagten zu
einer Geldſtrafe von 5000 Mart zu verurteilen. Das Gericht verwarf
die Berufung des Angeklagten ſowie das Urteil der Vorinſtanz und
hielt eine Sühne von 5000 Mark für angemeſſen.

Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Edamer Käſe. Freitag vormittag von 8 bis 12 Uhr Nummern

45501-—50500, nachmittags 3 bis 6 Uhr Nummern 50501 bis
56000 der Lebensmittelſcheine. Jede Perſon erhält Pfund
in der Talamtſchule.

Aus der Provinz.
Weiterbeſtehen der Salzſalinen.

Von einzelnen Kriegamtsſtellen waren Erhebungen darüber
veranſtaltet worden, ob es ſich im Intereſſe der dringend gebotenen
Kohlenerſparnis empfehlen würde, den Betrieb der Salinen ein
zuſchränken und den Salzbedarf in entſprechend vermehrtem Maße
aus den Steinſalzwerken zu decken. Da dieſe Frage für die wirt
ſchaftlichen Verhältniſſe Deutſchlands von allgemeiner Bedeutung iſt,

wurde ſie am 8. d. M. zum Gegenſtand einer Beratung im Reichsamt

ſehr wir Guttempler das Klagen und Jammern über mangelnde Nah

vierten Ofens im Gaswerk, wovon wir bereits n vorrichtet daden. Jm erſter galt en Mark fur

aus verſchiedenen Gründen Einberſtändnis darüber, daß davon ab

geſehen werden ſoll, die Salinenbetriebe zugunſten der Steinſalzwerke

Merſeburg. Abg e lehnt. Einen überraſchenden Ausgang
nahm in der StadtverordnetenSitzung am Montag die Beratung der

g eines

e enun nung
eines Knochenkochers für die Schlachthalle gefordert. Der Berichterſtatterſtvenie Le ring da a er ne e a Kuer ſei und die Stadt
keinerlei Vorteil hiervon habe. Das aus den Knochen etwa gewonnene
Fett gehöre auch nicht in die Wurſt. Trotzdem Erſter Bürgermeiſter
Hertzog die Vorlage warm beflirwortete, und ſie mit der Pflicht der
Stadt begründete, alles mögliche zur Fettgewinnung g. unternehnien.
wurde die Vorlage abgelehnt. Weiter wurde die Bewilligung von
100 000 Mark als Anleihe zur Errichtung eines vierten Oſens im
Gaswerk gefordert. Nachdem Vorſteher Landesrat Bothe auf die
bedeutende Ausgabe bei der jetzigen großen finanziellen Belaſtung und
die Möglichkeit der Ausbeſſerung des alten Ofens hingewieſen hatte,
wurde der Magiſtratsantrag abgelehnt und eine fünfgliedrige Kommiſſion
mit der weiteren Prüfung der Angelegenheit betraut. Die weiteren
Vorlagen waren von geringer Bedeutung.

Zur Kartoffel verſorgung wird von anſcheinend amtlicherStelle ausgeführt: Die Selbſteindeckung mit Kartoffeln iſt noch nicht

in dem Umfange erfolgt, wie es wünſchenswert wäre. Ein großer
Teil von Haushaltungen in der Stadt Merſeburg verläßt ſich auf die
ſtädtiſche Kartoffelverſorgung. wodurch dieſe einen Umfang annimmt
der beim beſten Willen nicht bewältigt werden kann. Jmmer wieder
muß daher darauf hingewieſen werden, daß es Pflicht jedes Haushalts
ſein muß, ſich nach Möglichkeit ſelbſt einzudecken. Die Ausgabe der
Kartoffelbezugsſcheine findet fortwährend im alten Rathaufe ſtatt. Da
die Selbſteindeckung bis Mitte November erfolgt fein muß. dürfte es
ratſam ſein, noch in dieſem Monat ſich mit Kartoffeln zu verſorgen.

Merſeburg. Lebensmittelverteilung. Am Sonn
abend werden zugeteilt: Auf jede Fettmarke 30 Gramm Butter und
20 Gramm Butterſchmalz zum Preiſe von zuſammen 35 Pfennig, anf
jede Zuſatzfettmarke 40 Gramm Butter zum Preiſe von 25 Pfennig.
An demſelben Tage werden auch gegen Abſchnitt 27 des Lebensmittel-
heftes Heringe abgegeben, und zwar erhalten die Jnhaber der Lebens-
mittelhefte Nr. 4600--7300 je einen Hering, die Inhaber der Lebens-
mittelhefte Nr. 7301 10000 für je angefangene zwei Haushalts-
augehörige einen Hering (alſo fünf und ſechs Perſonen drei Heringe.
ſieben und acht Perſonen vier Heringe ufw.). Der Preis beträgt
55 Pfennig das Stück.

Zeitz. Käſeverteilung. Auf Lebensmittelmarke 58 er-
halten die Bezirke 3 bis 6 am Freitag 100 Gramm Limburger Käſe
zum Preiſe von 22 Pfg. in den durch Aushang kenntlichen Geſchäften.

Gegen Felddiebſtähle wendet ſich der Magiſtrat in
folgender Vetanntmachung: Es wird über das Ueberhandnehmen von
Felddiebſtählen in der Stadtflur wie in den benachbarten Landkreiſen
ſehr geklagt. Wir können die ſtädtiſche Bevölkerung nicht dringend
genug warnen, da unnachſichtliche und harte Beſtrafung für ſolche Ueber-
tretungen eintreten wird. Jm übrigen iſt die Verſorgung in der Stadt
derart geregelt, daß zu ſolchen Mißbräuchen keine Zuflucht genommen
zu werden braucht. Wohl aber wird durch ſolche rechtswidrige Aneig-
nung der Landbevölkerung vor allem ungemein erſchwert, ihrer Pflicht

gewinnung für die ſtädtiſche Wurſtfabrikation und die Erri
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Allgemeinheit.

Zeitz Einführung von Haſenkarten. Der Ma-
giſtrat hat jetzt eine ausgedehnte Verordnung über die Abgabe
von Wild erlaſſen. Der bedeutungsvollſte Teil darin iſt, daß die
Abgabe von Haſen durch den Wildhändler an Verbraucher ſowie
der Verzehr von Haſen in Gaſtwirtſchaften und dergleichen nur
noch gegen Ablieferung der jeweils vom Magiſtrat als Haſenkarte
bezeichneten Nummerabvſchnitte der Lebensmittelkarte geſchehen
darf. Von dieſen Karten ſind abzugeben: für einen ganzen Haſen
fünf Abſchnitte, für einen Rücken zwei Abſchnitte, für eine Kenle
oder zwei Läufchen oder das Haſenklein je ein Abſchnitt. Die
Haſenkarte iſt aber lediglich Sperrkarte, gibt alſo keinen Anuſpruch
auf Belieferung. Wer nun einen Haſen der Teile davon er
werben will, hat die erforderliche Zahl Nummerabſchnitte der
Haſenkarte bei einem Wildhändler vorzulegen. Dieſer trägt unter
laufender Nummer die Beſtellung in das Fleiſchbuch ein, trenn!
die Quittungsabſchnitte ab, verſieht die Nummerabſchnitte mit
ſeiner Firma und mit der laufenden Nummer der Eintragung
in das Fleiſchbuch und gibt ſie dem Beſteller zurück. Hat der
Wildhändler Haſen erhalten, ſo macht er durch Aushang oder be
ſondere Nachricht den Beſtellern nach der laufenden Nummer bve-
kannt, daß ſie für die Haſenlieferung an der Reihe ſind. Die
Lieferung erfolgt dann gegen Abgabe der Haſenkarten. Die
Kleinhandelshöchſtpreiſe betragen bei ganzen Haſen für das Pfund
1 Mark (für den Balg werden 25 Pfg. vergütet); bei zerkegten
Haſen für den langgeſchnittenen Rücken 3 Mart, für jede Keule
1,35 Mark, für jedes Läufchen 0,65 Mark, für Haſenklein (Kopt,
Herz, Leber, Lunge, Bruſt) 0,60 Mark. Jm übrigen gelten noch
folgende Beſtimmungen: Wer zum Handel mit Wild zugelaſſen
werden will, hat den Antrag ſofort im Rathauszimmer 44 ein
zureichen unter Vorlage eines Nachweiſes, daß er den Wildhande!
bereits vor dem 1. Auguſt 1914 betrieben und ſeitdem fortlaufend
ſteuerzahlend ausgeübt hat. Als Abnahmeſtelle für dasjenige
Wild, das von außerhalb zur Verſorgung der Stadt hereinge
liefert wird, iſt die Wildhandlung von Bruno Schirmer, Nee
markt, beſtellt. Wer Treibjagden abhält oder abhalten läßt, h
dies ſpäteſtens am vorhergehenden Tage unter Schätzung des
vorausſichtlichen Ergebniſſes der Strecke im Rathauszimmer 44
anzuzeigen.

(236. Königlich Preußiſchen) Klaſſenlotterie
4. Klaſſe 3. Ziehnngstag 10. Oktober 1917

Auf jede e Nummer find zwei gleich e Gewruns gefallen,
und zwar ſe einer anf die Loſe gleicher mwer in denteilungen J und K veitven
Ohne Gewähr A. St. f. (Rachdruck verboten

Jn der Vormittags Ziehung wurden Gewinne über 193 Mk.
gegogen: 4 Gewinne zu 6000 Mk. 56642 73080

4 Gewinne zu 3000 Mk. 16828 145280
28 Geinne zu 1000 Mk. 2901 120660 51993 70083 104847

734408 170808 171808 223162
24 Gewinne zu 500 Mk. 9761 265914 29588 40593 6266

70079 70610 99666 111891 163034 217454 220629
70 Gewinne zu 400 Mk. 9619 16067 22248 22976 23672

29265 38208 42470 61044 54776 71499 72258 78608 78916
85712 96507 120998 121797 128270 141464 142215 168828
1543655 155353 156463 160944 164704 171174 160969 186316
190038 202681 204658 206810 209372

28 Gewinne zu 500 Mk. 27353 82600 43774 62404
201288 112704 124694 181797 141761 163172 1821868 187989

e e zu 400 Mk. 2122 15445 19101 32644 87940
49008 61647 54247 656877 65944 69106 70806 73838 74423
76898 90202 116688 116187 121191 140182 144689 144821
146622 1650811 168286 176906 177120 1219768 221070 91402 2016668 211207

des Jnnern gemacht. Zwiſchen den maßgebenden Stellen ergab ſich Die Ziehung der 5. Kaſſe der 10. 98. Qlaffen Lotterie beginnt am 2. Reeder 1937

gehöriger Kartoffellieferung nachzukommen, natürlich zum Schaden der
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